
Wieder Isolationshaft 
für die Österreicher! 
Kommt nach Kurz‘ „freiwilligem“ Massentest auch die Zwangsimpfung?

Reine Panikmache mit Reine Panikmache mit 
dem Corona-Datenmüll! dem Corona-Datenmüll! 
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Millionen für Konzerne, aber 
schier unüberwindbare Bürokratie-
hürden für die Klein- und Mittelbe-
triebe. Dazu Sozialabbau bei den 
Arbeitnehmern über Abschaffung 
der „Hacklerregelung“ und keine 
Aufstockung des Arbeitslosengel-
des kritisiert die FPÖ.                  S. 6

Sozialabbau nach Plan
Während der ORF nach wie vor 

„keine Beweise“ für Wahlfälschung 
bei der amerikanischen Präsiden-
tenwahl ausmachen will, ist genau 
deswegen eine Neuauszählung 
der Stimmen in Georgia bereits 
angeordnet und droht in drei wei-
teren Bundesstaaten.             S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Wahlen ohne Ende?
Trotz Ausscheiden der Grünen 

aus der Wiener Landesregierung 
gibt es keinen Kurswechsel in 
der Bundeshauptstadt, kritisier-
te FPÖ-Landesparteiobmann Do-
minik Nepp: „Leere Phrasen und 
fehlender Mut werden Wien nicht 
nach vorne bringen.“                S. 11

WIEN

Neue Köpfe, alter Kurs
Nach dem ersten „Lockdown“ 

hat Schwarz-Grün 32 Millionen 
Euro an „Corona-Sonderförderun-
gen“ an die Medien verteilt. Das 
zeigte Wirkung, die Medien sind zu 
einer Echokammer der Bundesre-
gierung geworden, die tun und las-
sen kann, was sie will.              S. 14

MEDIEN

Gekaufte Medien

S. 2/3

Der drohende Kollaps des Gesundheitssystems ist eine Polit-Farce – S. 4/5Der drohende Kollaps des Gesundheitssystems ist eine Polit-Farce – S. 4/5
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FPÖ gegen „Wegsperren“
der Alten und Kranken!
Die Kärntner Freiheitlichen lehnen ein generelles Besuchs-
verbot in Spitälern und Pflegeheimen entschieden ab. Mit 
Antigen-Schnelltests ließen sich die Ansteckungsgefahr mi-
nimieren und die Folgen der Vereinsamung verhindern, be-
tont Landesparteiobmann Gernot Darmann.                  S. 13Nr. 47 . Donnerstag, 19. November 2020
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Nachdem der russische und der 
chinesische Impfstoff gegen das 
Corona-Virus zu wenig oder zu 
viel Wirkung (tödliche Nebenwir-
kungen) gezeigt haben, konzen-
triert sich alles auf die Produkte 
von Pfizer/Biontech und Moderna.

Was allerdings nicht vermeldet 
wird: Zu der behaupteten Wirkung 
der Impfstoffe der beiden gibt es 
noch keine Studien zu deren klini-
schen Wirksamkeit (Schutz vor In-
fektion mit SARS-CoV-X). Denn 
die ist aufwendig nachzuweisen 
und dauert Jahre. Bisher weiß man 
nur, dass die beiden gentechnisch 
manipulierten Stoffe eine Immun-
reaktion auslösen.

Ähnlich verhält es sich mit den 
Budgetvorstellungen 2020/2021 
unserer Regierung: Nichts genaues 
weiß man nicht. Vor allem welche 
Folgewirkungen die vom Bun-
deskanzler mit religiöser Inbrunst 
inszenierten „Lockdowns“ haben 
werden – außer dass sie die hei-
mische Wirtschaft auf Jahre hin- 
aus schädigen.

Freuen können sich darüber die 
Chinesen, dass ihre beiden Spit-
zenprodukte, Batterien für Elek- 
troautos und das Corona-Virus, in 
Europa voll eingeschlagen haben 
und bei ihrem Aufstieg zur Welt-
wirtschaftsmacht Nummer Eins 
nur mehr die USA im Wege stehen.

Mit den Batterien verhält es sich 
übrigens ähnlich wie mit dem Vi-
rus: Bei beiden sind die Neben-
wirkungen für Europas Wirtschaft 
extrem gefährlich und über die 
Folgewirkungen – bei den Batteri-
en etwa für die Umwelt – will man 
nichts wissen.

Nichts wissen wollen, heißt 
glauben müssen, dem Bundes-
kanzler und seiner „Erlösungs-
politik“. Also Massentests und 
Pflichtimpfung. Amen!

Scharfe Kritik an dem von der 
Regierung verhängten neuerlichen 
„Lockdown“ übte FPÖ-Klubob-
mann Herbert Kickl. Er erinner-
te daran, dass die Regierung den 
„Lockdown“ lange geleugnet habe. 
„Der Gesundheitsminister hört 
heute noch die Enten quaken“, be-
merkte Kickl zur Aussage von Ge-
sundheitsminister Rudolf Anscho-
ber von Ende September, als dieser 
die FPÖ-Befürchtung nach einem 
zweiten „Lockdown“ nicht nur als 
„(Zeitungs)Ente, sondern als ganze 
Entenfarm“ abtat.

Gescheiterte „Erlöserstrategie“
Zu den von Bundeskanzler Se-

bastian Kurz angekündigten Mas-
sentests werde die FPÖ einen Test-
stopp bei allen asymptomatischen 
Personen beantragen. Ebenso wer-
de es einen Antrag gegen die Ein-
führung von Zwangsimpfungen ge-
ben.

Kickl warf der Koalition vor, mit 
ihrer „Erlöserstrategie“ versagt zu 
haben und mit dem neuerlichen 
„Lockdown“ wieder die Flucht 
aus der Verantwortung anzutre-
ten: „Obwohl sie die zweite Welle 
ständig im Mund geführt und per-
manent von der ‚Alternativlosig-
keit‘ ihrer Einschätzungen geredet 
hat, ist nichts geschehen. Das Ge-

sundheitssystem und vor allem der 
Ausbau der Intensivmedizin sind 
sträflich vernachlässigt worden!“

Man hätte die Zeit seit dem 
Frühjahr nutzen müssen, um das 
Gesundheitssystem vorzubereiten. 
Aber die Regierung habe auf die 
Disziplin verzichtet, die sie seit 
Monaten von den Österreichern 
einfordern würde, kritisierte Kickl.

Kürzung im Gesundheitsbudget
Statt mehr Geld für das Gesund-

heitssystem bereitzustellen, gebe 
es 130 Millionen Euro weniger 
im Budget, weil damit die größen-
wahnsinnige Idee des Bundeskanz-
lers zu Massentests finanziert wer-
den soll. Und 200 Millionen sind 
für einen Impfstoff reserviert, ob-
wohl niemand wissen kann, ob die-
ser überhaupt wirke oder welche 
langfristigen Nebenwirkungen er 
habe.

„Einige wenige werden sich da-
ran eine goldene Nase verdienen, 
viele aber werden die Zeche zah-
len“, betonte der freiheitliche Klu-
bobmann. Statt die Österreicher in 
den „Lockdown“ zu schicken, hätte 
sich diese Bundesregierung in die 
Selbstisolation verabschieden sol-
len.

Obwohl neue Studien zum ers-
ten „Lockdown“ und selbst die 

Schwarz-grüne Flucht aus der Verantwortung
Eine Woche des Schreckens haben die Österreicher hinter sich. 

Und das mit der Aussicht, dass sich diese schwarz-grüne Schre-
ckensherrschaft nicht nur im zweiten „Lockdown“ bemerkbar ma-
chen wird. Denn danach drohen Massentests, die Zwangsimpfung 
und das Begleichen des höchsten Budgetdefizits der 2. Republik. 

Freiheitliche befürchten nach zweitem „Lockdown“ und geplantem Massentest eine Impfpflicht durch die Hintertür

Herbert Kickl kritisiert den zweiten schwarz-grünen „Lockdown“: „Sie agieren als Totengräber der Zweiten Re-
publik, sie ruinieren heimische Betriebe und Arbeitsplätze und produzieren eine verlorene Bildungsgeneration!“
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Weltgesundheitsorganisation vor 
Schließungen der Schulen warnen, 
habe Kurz – über den Bildungs-
minister hinweg – dies dennoch 
entschieden, kritisierte FPÖ-Bil-
dungssprecher Hermann Brückl: 
„Nicht nur, dass sich beim ersten 
,Lockdown‘ zahlreiche Lerndefizi-
te bei den Schülern eingestellt ha-
ben, führten diese auch zu unüber-
sehbaren psychischen Belastungen 
bei den Kindern.“

Koalition lässt Eltern im Stich
Zusätzlich gebe es für die El-

tern diesmal auch keine automa-

AUS DER
REDAKTION
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Glauben statt Wissen

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Wie aus der Beantwortung einer Anfra-
ge des FPÖ-Sicherheitssprechers Hannes 
Amesbauer (Bild) hervorgeht, wurden im 
Zeitraum 2014 bis einschließlich Juni 2020 
in Österreich insgesamt 143 Anzeigen wegen 
Terrorismusfinanzierung eingebracht. „Die 
Bekämpfung von Terror ist bereits an der 
Wurzel zu packen, und etwaige Finanzierun-
gen für derartig feige Attacken sowie die Pla-
nung solcher sind mit aller Konsequenz mit 
der vollen Härte des Gesetzes zu verfolgen“, 
forderte der FPÖ-Sicherheitssprecher. 

Zwei Wochen nach dem islamistischen 
Terroranschlag in Wien werden immer mehr 
Informationen über das Leben des Attentä-
ters und seiner Mittäter bekannt. In den 
Einvernahmen bei der Polizei haben viele 
Verdächtige aus ihrer Zuneigung zum so ge-
nannten „Islamischen Staat“ und zur Scharia 
kein Hehl gemacht. „Wer die Scharia über 
heimische Gesetze stellt, dem ist die öster-
reichische Staatsbürgerschaft oder die Auf-
enthaltsberechtigung zu entziehen“, forderte 
FPÖ-Chef Norbert Hofer (Bild).

Innenpolitik
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„Homeschooling“, aber bitte mit einem 
eigenen Klassenraum und einem Turnsaal für das Kind im Haushalt.
BILD DER WOCHE

Kein Platz für Scharia

KURZ UND BÜNDIG
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Terrorfinanzierung

Dschihadisten-Paradies
Medienberichten zufolge wurde ein Tschet-

schene mit russischem Pass, der dem radi-
kalen Islam zuzuordnen ist, bereits einmal 
in Deutschland und zweimal in Österreich 
wegen illegalen Waffenbesitzes rechtskräftig 
verurteilt, aber nie inhaftiert. „Umso schwe-
rer wiegt, dass der Tschetschene von den Be-
hörden auch mit den Attentätern von Paris in 
Zusammenhang gebracht wurde“, kritisierte 
FPÖ-Generalsekretär Michael Schnedlitz 
(Bild) die beinahe täglich veröffentlichten 
Berichte zum Versagen heimischer Behörden: 
„Österreich entpuppt sich immer mehr als ein 
Mekka für Terroristen und Dschihadisten.“Fo

to
: N

FZ
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Schwarz-grüne Flucht aus der Verantwortung
Freiheitliche befürchten nach zweitem „Lockdown“ und geplantem Massentest eine Impfpflicht durch die Hintertür

Herbert Kickl kritisiert den zweiten schwarz-grünen „Lockdown“: „Sie agieren als Totengräber der Zweiten Re-
publik, sie ruinieren heimische Betriebe und Arbeitsplätze und produzieren eine verlorene Bildungsgeneration!“

tischen Sonderbetreuungszeiten, 
wenn sie das „Homeschooling“ ih-
rer Kinder beaufsichtigen und die-
se zu Hause betreuen, empörte sich 
FPÖ-Sozialsprecherin Dagmar Be-
lakowitsch: „Die Bekämpfung der 
gesundheitspolitischen Herausfor-
derung des Coronavirus dient der 
ÖVP und ihren grünen Helfershel-
fern letztlich nur dazu, ein neues 
System der ‚Leibeigenschaft‘ zu 
etablieren. Aus mündigen Bürgern, 
Unternehmern und Arbeitnehmern 
sollen Untertanen, Bittsteller und 
Almosenempfänger gemacht wer-
den.“

Auf die neuerlich versproche-
nen „unbürokratischen“ Hilfszah-
lungen reagierte FPÖ-Budgetspre-
cher Hubert Fuchs mit Hohn und 
Spott: „Rasch und unbürokratisch 
hat bis dato gar nichts funktioniert; 
und schuld sind immer die anderen, 
aber nie die Bundesregierung.“

Mit dem Budgetdefizit von mehr 
als 22,6 Milliarden Euro für 2021 
werde Schwarz-Grün die Staats-
schulden auf rund 85 Prozent des 
BIP hochtreiben: „In nicht einmal 
elf Monaten haben Sie zwei Jahre 
freiheitlicher Budgetsanierungsar-
beit zunichte gemacht!“

Nr. 47 g Donnerstag, 19. November 2020

Sebastian Kurz
15. November 2020

Sein Ziel sind möglichst viele 
positive Testungen, um dann die 
Freiheitsrechte umso rigoroser 
einschränken zu können.

SPRUCH DER WOCHE

Fo
to

: N
FZ

„Die Slowakei hat es geschafft, 
bei dieser Massentestung 10.000 

positive Tests zu erwirken und 
diese Menschen durch

Quarantäne aus dem Verkehr
zu ziehen.“ 
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Teilzeitkräfte aufzustocken oder 
pensionierte Kräfte zu reaktivie-
ren. Dieses Personal- und Ressour-
cen-Management hat die Bundes-
regierung in ihrem ungebrochenen 
Selbstdarstellungsdrang völlig aus-
ser Acht gelassen. Denn eines war 
jedem klar: Der Winter kommt 
bestimmt, und damit auch die In-
fektionen wie Influenza, die un-
ser System schon öfter bis an die 

Kapazitätsgrenzen 
belastet hat – oder 
eben Covid-19. 

Der Bundes-
kanzler will jetzt 
eine Massentes-
tung wie in der 
Slowakei durch-
führen. Was halten 
Sie grundsätzlich 
davon, und welche 
Alternativen schla-

gen die Freiheitlichen zur Bekämp-
fung des Virus vor?

Kaniak: Diese Massentestung 
halte ich für eine schlimme Dro-
hung. Denn es wird bei dieser „frei-
willigen Teilnahme“ der Slowakei 
verschwiegen, dass über Nichtteil-
nehmer dann genauso wie über po-
sitiv Getestete eine Ausgangssper-
re verhängt wurde. Das werden wir 
Freiheitlichen keinesfalls zulassen.  

Teilen Sie den Optimismus des 
Kanzlers, dass mit einer Impfung 
im kommenden Frühjahr das Pro-
blem Covid-19 erledigt ist?

Kaniak: Nein, das Problem ist 
garantiert nicht gelöst. Es kann 
zwar sehr gut sein, dass es im 
Frühjahr zugelassene Impfstof-
fe gibt. Nur, wie zuverlässig diese 
sind, welche Nebenwirkungen sie 
haben und für wen sie tatsächlich 

geeignet sind, steht noch in den 
Sternen. Und dann gibt es noch 
das Problem der Produktion 
und das der Verteilung, die 

wir jedes Jahr beim Grip-
peimpfstoff haben. Und 
bei dem haben wir eine 
Durchimpfungsrate von 

nicht einmal 20 Prozent. 
Und ob wir das bei der 
Covid-19-Impfung er-
reichen können, be-
zweifle ich ganz stark.

Innenpolitik

Letzte Woche hat der Chef der 
AGES in einer schriftlichen Stel-
lungnahme an die Stadt Wien ein-
gestanden, wo der Hund im Sys-
tem begraben liegt: Die Datenbank 
– auf deren Basis der Gesundheits-
minister seit Wochen vor der Kata-
strophe warnt – ist eigentlich nur 
darauf ausgelegt, um 7.000 Sal-
monellenfälle im Jahr (!) zu doku-
mentieren. Kein Wunder, dass das 
System bei der Dokumentation von 
täglich (!) mehr als 30.000 Coro-
na-Testungen kollabiert.

Das von Gesundheitsminister 
Rudolf Anschober verkündete „er-
folgreiche Update des Systems“ in 
der letzten Woche war reine Be-
schwichtigung. Denn die Bundes-
länder beklagten reihenweise, dass 

Die Koalition und ihr Corona-Datenmüll
Steht Österreichs Gesundheits-

system wirklich vor dem Kol-
laps, wie die Bundesregierung 
jetzt behauptet? Nein, sagen die 
freiheitlichen Bereichssprecher 
Dagmar Belakowitsch und Ger-
hard Kaniak. Die Regierung 
habe es schlichtweg versäumt, 
über den Sommer die Daten-
sammlung und -verarbeitung so-
wie die Vorbereitung der Spitäler 
auf die herbstliche Infektions-
welle zu organisieren.

Ohne verwertbare Daten zur Corona-Lage schicken Schwarz-Grün die Österreicher in den zweiten „Lockdown“ 
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Thema 
der 

Woche

Der freiheitliche Gesundheitssprecher Gerhard Kaniak wirft im NFZ-Interview der schwarz-grünen 
Koalition vor, das Gesundheitswesen angesichts der zu erwartenden herbstlichen Infektionswelle im 

Regen stehengelassen zu haben. Er warnt vor einer „freiwilligen Massentestung“ wie in der Slowakei, wo 
neben den postiv Getesten auch die Nichtteilnehmer sofort unter Quarantäne gestellt wurden.
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„Eine Massentestung halte ich für eine 
schlimme Drohung des Kanzlers!“

„Was hat diese Bundesregierung im 
letzten dreiviertel Jahr gemacht, um 

die Spitäler auf die ,zweite Welle‘ vor-
zubereiten, damit die vorhandenen 
Betten auch belegt werden können, 

also genügend Personal bereitsteht?“

Schwarz-grüner Hokuspokus: Wohin sind die im März 2020 gemeldeten freien Intensiv- und Normalspitalsbetten plötzlich im Herbst verschwunden?

Herr Abgeordneter, müssen sich 
die Österreicher wirklich dar-
auf gefasst machen, dass wegen 
der aktuellen Corona-Situation 
vor den Spitälern Selektionskom-
mandos warten, die entscheiden, 
wer im Spital behandelt wird und 
wer nicht?

Kaniak: Nein, das ist nicht der 
Fall und wird auch so schnell nicht 
der Fall sein. Trotz der vielen po-
sitiven Testungen sind derzeit 
rund 20 bis 25 Prozent der 
vorhandenen intensivmedi-
zinischen Kapazitäten durch 
Covid-19-Patienten belegt. 
Wir sind also von einer Über-
lastung des Systems noch 
weit entfernt. Auch wenn es 
durch versäumte organisato-
rische Maßnahmen in einzel-
nen Kliniken durchaus sein 
kann, dass man an die Gren-
zen stoßen könnte.

Gibt es überhaupt valide Daten 
aus dem letzten halben Jahr, die 
diesen zweiten „Lockdown“ recht-
fertigen?

Kaniak: Anhand der Daten, 
die uns die Regierung vorgelegt 
hat, lässt sich dieser „Lockdown“ 
nicht rechtfertigen. Die Datenbasis 
ist sehr schlecht, nicht einmal der 
Gesundheitsminister weiß, welche 
Zahlen überhaupt stimmen. Die 
Prognoseexperten der Regierung 
haben bemängelt, dass sie deswe-
gen auch nur schlechte Prognosen 
erstellen können. Was die Posi-
tiv-Testungen anbelangt, zeigt sich 
jetzt bereits, dass wir einen deutli-
chen Rückgang haben, von mehr 
als 8.000 als Vorwochenspitze auf 
knapp 4.000 diesen Montag.

Wenn man sich das Dashboard 
des Gesundheitsministeriums 
zu den Bettenkapazitäten 
ansieht, dann gibt es seit 
April einen Schwund an 
Normal-, wie auch an 
Intensivbetten. Haben 
Sie eine Erklärung da-
für?

Kaniak: Ich habe 
selber festgestellt, 
dass im Bereich der 
für Covid-19-Pati-
enten verfügbaren 

Kapazitäten tausende Betten in-
nerhalb weniger Tage verschwun-
den sind. Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass diese wegen regulärer 
Belegungen aus dem Reservoir he-
rausgenommen wurden. Es han-
delt sich dabei vielmehr um poli-
tisches Kalkül, um die Situation 
entsprechend dramatisch darstellen 
zu können. Natürlich stimmt es, 
dass nicht alle vorhandenen Betten 

auch genutzt werden können. Das 
kennen wir auch aus dem Pflege-
bereich, das liegt am mangelnden 
Personal. Was also hat die Bun-
desregierung im letzten dreiviertel 
Jahr gemacht, um die Spitäler auf 
die „zweite Welle“ vorzubereiten, 
damit die vorhandenen Betten auch 
belegt werden können, also genü-
gend Personal vorhanden ist? Na-
türlich kann man in der Zeit kei-
ne Diplompflegekraft ausbilden, 

aber man 
hat nicht 
e i n m a l 
versucht, 
M e d i -
z i n s t u -
d e n t e n 
zu akti-
v i e r e n , 
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es bei der Eingabe ihrer täglichen 
Testergebnisse weiterhin zu regel-
mäßigen Systemabstürzen komme.

Schwarz-grüne Scharlatanerie 
„Seit Monaten redet Kanzler 

Sebastian Kurz bereits von der 2. 
Welle, die Regierung hat aber im 
Gesundheitswesen keinerlei Vor-
kehrungen getroffen – weder per-
sonell, noch in der Infrastruktur“, 
empörte sich die freiheitliche So-
zialsprecherin Dagmar Belako-
witsch über diese Demaskierung 
der schwarz-grünen Corona-Schar-
latanerie. 

In Wahrheit hätte die Koalition 
die erforderliche gesundheitspoliti-
sche Mobilmachung über den Som-
mer schlichtweg verschlafen, einen 
behaupteten Masterplan habe es nur 
für die täglichen PR-Aktionen von 
Schwarz-Grün gegeben, kritisierte 
Belakowitsch und zeigte die Fol-
gen dieser fortgesetzten menschen-
verachtenden Selbstinszenierung 
der Koalition auf: „Der Schutz der 
vulnerablen Gruppen wurde kon-
sequent ignoriert, sonst hätten wir 
jetzt nicht in den Alten- und Pfle-
geheimen explosionsartig steigende 
Zahlen an Infizierten.“

Außerdem sei der Bundeskanz-
ler bei der Verkündigung des zwei-

Die Koalition und ihr Corona-Datenmüll
Ohne verwertbare Daten zur Corona-Lage schicken Schwarz-Grün die Österreicher in den zweiten „Lockdown“ 

ten „Lockdown“ mit keinem Wort 
darauf eingegangen, dass alle sta-
tistischen Instrumente – von der 
Corona-Ampel über das „Contact 
Tracing“ bis hin zum epidemiolo-
gischen Meldesystem - und damit 
auch sämtliche Modellrechnungen, 
die in einem monatelangen Propa-
gandavorlauf die 2. Welle vorberei-
tet hätten, sich als untaugliche und 
in letzter Konsequenz als unseriöse 
Verfahren dargestellt hätten. „Nie-
mand in dieser Regierung hat auch 
einen empirisch tatsächlich validen 
Gesamtüberblick über das reale In-
fektionsgeschehen“, erklärte Bela-
kowitsch.

Koalition sabotiert die Spitäler
Für die jetzt dargestellte „Not-

fallsituation im österreichischen 
Gesundheitswesen“ habe die Bun-
desregierung aber keinerlei Lö-
sungsansatz. Ganz im Gegenteil, 
Kurz & Co würden zielgerichtet 
darauf hinarbeiten, diese Situation 
erst zu schaffen, kritisierte Belako-
witsch: „Kurz investiert hunderte 
Millionen Euro in Massentestun-
gen und Zwangsimpfungen, aber 
kürzt gleichzeitig im Budget die 
Mittel für die Krankenanstalten um 
rund 130 Millionen Euro, was ei-
nen massiven Abbau des medizi-
nischen Personals bedeuten wird. 

Thema 
der 

Woche

Aber genau diese knappe Personal-
ressource ist der Schwachpunkt des 
Systems in dieser Pandemie!“

„Was wir nun dringend benöti-
gen, ist ein einheitliches und trans-
parentes Meldeschema für Nor-
mal- und Intensivbetten über das 
gesamte Bundesgebiet“, erklär-
te dazu FPÖ-Gesundheitssprecher 
Gerhard Kaniak. Von den etwa 
42.000 öffentlichen Krankenbet-
ten in Österreich werden der AGES 
derzeit bis zu 10.000 für Coro-
na-Patienten gemeldet, von denen, 
Stand Montag, 3.425 oder knapp 41 
Prozent belegt seien. Ebenso müs-
se es ein einheitliches bundesweites 
Aufnahme- und Entlassungsverfah-
ren geben, betonte Kaniak: „Sym-
ptomfreie Verdachtsfälle können 
ebenso gut in häusliche Betreuung 
entlassen werden wie Patienten mit 
überstandener Erkrankung bei ent-
sprechend hohen CT-Werten in ih-
ren PCR-Tests.“

Österreich sei noch lange nicht 
an seine Kapazitätsgrenzen gelangt, 
wenn man die Kapazitäten intelli-
gent nutze, betonte der FPÖ-Ge-
sundheitssprecher: „Sicher ist nur 
eines, nämlich, dass wir durch die 
falsche Datendarstellung der Bun-
desregierung in diesen zweiten 
‚Lockdown‘ gestoßen wurden.“

Schwarz-grüner Hokuspokus: Wohin sind die im März 2020 gemeldeten freien Intensiv- und Normalspitalsbetten plötzlich im Herbst verschwunden?
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Trotz der Reduktion der Intensivbetten ist Österreich in der „Coro-
na-Krise“ von „italienischen Zuständen“ noch weit entfernt. 
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ
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Das Oberlandesgericht Wien hat Beschwerden ge-
gen die Einstellung des Ermittlungsverfahrens wegen 
des Verdachts des Betrugs bei der Beschaffung der 
Eurofighter im Jahr 2003 und beim Vergleich im Jahr 
2007 zurückgewiesen. Damit hat sich die Drohung 
von ÖVP-Ministerin Klaudia Tanner (Bild) „EADS 
wird mich noch kennenlernen!“ nur als heiße Luft 
erwiesen, für die die Steuerzahler sieben Millionen 
Euro an Verfahrenskosten hinblättern dürfen.

Doch kein Kennenlernen
ÖVP-Finanzminister Gernot 

Blümel hat im Budgetausschuss 
das Budgetdefizit für das Jahr 2021 
mit 22,6 Milliarden Euro beziffert. 
Die Staatsschulden werden damit 
auf 85 Prozent des BIP ansteigen. 
Nicht eingerechnet sind in die Zah-
len allerdings die Folgekosten des 
zweiten „Lockdown“.

Budgetzahlen

Diese Plenarwoche stand voll-
kommen im Zeichen des Budgets. 
Davon hörte man im Detail nicht 
viel, jedenfalls nicht viel Posi-
tives. Im Gegenteil, außer, dass 
ÖVP und Grüne die sogenann-
te Hacklerregelung abschaffen, 
herrschte weitgehend Funkstille. 
Das lag auch an der verschärften 
Ausgangssperre, die am selben 
Tag in Kraft trat. Zurecht forderte 
unser Klubobmann daher, nicht 
die Bürger dieses Landes, sondern 
seine Regierung in einen „Lock-
down“ zu schicken.

Dies hat zwei Wochen nach 
dem islamistischen Terroran-
schlag in Wien, der vier Todesop-
fer und zahlreiche Verletzte for-
derte, seine volle Berechtigung. 
Diese verabscheuungswürdige 
Tat wurde von einem bereits 
verurteilten und amtsbekannten 
Sympathisanten und Anhänger 
des „Islamischen Staates“ ge-
plant und durchgeführt. Mittler-
weile sind eine ganze Reihe von 
himmelschreienden Pannen ans 
Tageslicht getreten. Jede für sich 
Grund genug, den Innenminister 
erneut mit einem Misstrauensan-
trag zu konfrontieren. 

Für Verwunderung sorgte das 
Abstimmungsverhalten der SPÖ 
im Hauptausschuss, in dem die 
Ausgangsperre beschlossen wur-
de. Die hat diesmal nämlich mit 
der FPÖ gegen die Regierungs-
linie gestimmt. Vor zehn Tagen, 
als die Regierung ihr „Lock-
down“-Theater begann, war die 
SPÖ noch dafür.

Die Corona-Pandemie und die 
sich daran knüpfende Frage, wer 
am Ende des Tages all das be-
zahlen soll, duldet kein Lavieren, 
sondern Haltung. Die unseres 
Klubs ist unmissverständlich!

Handeln statt Lavieren
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Der Beginn des großan-
gelegten Sozialabbaus
Hilfe für Großkonzerne wird finanziert über den Sozialabbau 

„ÖVP und Grüne verkaufen die 
Bevölkerung für dumm: Sie schik-
ken das Land in einen zweiten 
‚Lockdown‘ und starten mit ihrem 
Anschlag auf die Hacklerregelung 
einen großangelegten Sozialabbau 
zu Lasten der Arbeitnehmer“, er-
klärte Belakowitsch zum Start der 
Budgetwoche am Dienstag.

Nur Arbeitslose produziert
Mit den seit März umgesetz-

ten Covid-19-Maßnahmen habe 
die schwarz-grüne Bundesregie-
rung Österreich die höchste Zahl 

an Arbeitslosen und die meisten 
Arbeitnehmer in Kurzarbeit seit 
1945 beschert. „Eine Erhöhung des 
Arbeitslosengeldes und der Not-
standshilfe inklusive der Familien-

Die ÖVP setzt mit den Grü-
nen unter dem Deckmantel 

des Coronavirus schrittweise den 
großangelegten Sozialabbau um, 
kritisiert FPÖ-Sozialsprecherin 
Dagmar Belakowitsch.
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Belakowitsch: ÖVP setzt zum 
großen Sozialabbau an.

zuschläge um 30 Prozent, was einer 
Nettoersatzrate von 70 Prozent ent-
spricht, ist dringend notwendig und 
volkswirtschaftlich vernünftig“, be-
tonte Belakowitsch, die einen dies-
bezüglichen Antrag der Freiheitli-
chen einbrachte.

Damit nicht genug, verhöhne die 
Koalition die heimische Bevölke-
rung, indem man mit einem „Co-
vid-19-Armutsgesetz“ ganze acht 
Euro monatlich an sozialbedürftige 
Personen und Familien ausschüttet, 
die entweder für die Kinder, oder 
die Heizkosten verwendet werden 
können. „Den Gipfel der sozialen 
Kälte stellt die bis Freitag geplan-
te Abschaffung der Hacklerrege-
lung dar, die abschlagsfreie Pension 
für Langzeitversicherte mit 45 Ver-
sicherungsjahren“, kritisierte die 
FPÖ-Sozialsprecherin. 
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„Mit dem zweiten ‚Lockdown‘ 
hat es die schwarz-grüne Regierung 
geschafft, die wirtschaftliche Not 
in Österreich noch einmal zu ver-

größern und den Kampf unzähliger 
Unternehmen um ihr Überleben 
massiv zu erschweren“, kritisiert 
FPÖ-Wirtschaftssprecher Erwin 
Angerer den zweiten „Lockdown“ 
der Bundesregierung.

Doch anstatt endlich Unterstüt-
zung und Hilfestellung für alle Be-
troffenen anzubieten, gebe es – wie 
auch bereits beim Härtefallfonds 
– wieder einen Raster, durch den 
dieses Mal auch die indirekt von 
der Sperre betroffenen Unterneh-
men fallen dürften, warnte Ange-
rer: „Der direkt vom ‚Lockdown‘ 
betroffenen Gastronomie wird ein 
80-prozentiger Umsatzersatz ver-

sprochen. Doch was ist mit jenen 
Unternehmen, die nicht unmittel-
bar von einer Betriebsschließung 
betroffen sind?“

Um wenigstens ein paar dieser 
Löcher zu schließen, brachte die 
FPÖ diese Woche einen Antrag 
zur dringenden Umsetzung des 
Fixkostenzuschusses II und zur Er-
möglichung eines Umsatzersatzes 
für alle auch indirekt vom zweiten 
„Lockdown“ betroffenen Unter-
nehmen ein. Damit wolle die FPÖ 
eine „Zweiklassengesellschaft bei 
den Corona-Hilfen“ wie beim ers-
ten „Lockdown“ verhindern, erläu-
terte der FPö-Wirtschaftssprecher.

Fixkostenzuschuss und Umsatzersatz
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Die FPÖ beharrt auf einem Untersuchungsausschuss zum Versa-
gen des Verfassungsschutzes und des Innenministeriums vor dem 

Islamisten-Attentat in Wien. Weil die Opposition wegen des laufenden 
Ibiza-Untersuchungsausschusses keinen weiteren U-Ausschuss einbe-
rufen kann, schlug Klubobmann Herbert Kickl ein vorzeitiges Ende 
der Ibiza-Untersuchungen vor.

Die Erklärungen, mit denen 
ÖVP-Innenminister Karl Neham-
mer seine politische Verantwor-
tung als Innenminister für das Ver-
sagen seiner Behörde von sich zu 
weisen versuche, geraten bereits so 
abenteuerlich abstrus und hinter-
fotzig, dass ein Untersuchungsaus-
schuss mehr als gerechtfertigt sei, 
erklärte FPÖ-Klubobmann Herbert 
Kickl: „Wenn er jetzt schon die 
Schuld für das Versagen des BVT 
seinem Vorvorgänger, nämlich mir, 
in die Schuhe zu schieben versucht, 
dann versucht er damit einzig die 
Blockadehaltung der ÖVP zu ver-
tuschen, die die seit Mai 2018 von 
mir geplante Neuaufstellung des 
BVT verhindert hat.“

Kickl erinnerte auch daran, dass 
die ÖVP die Vorschläge der Frei-
heitlichen zur Eindämmung des 
politischen Islam stets abgeblockt 
und immer nur beschwichtigt 
habe: „Anhand des Verbotsgeset-
zes könnte dieser Gefahr legistisch 
entgegengetreten werden. Aber die 
ÖVP hat das 2018 verhindert!“

Nehammer will nur vertuschen
Weil die „Untersuchungskom-

mission“ alles andere als unabhän-
gig sei, forderte Kickl die Koalition 
auf, von sich aus einen U-Aus-
schuss einzurichten, da der Oppo-
sition dazu wegen der Ibiza-Un-
tersuchungen die Hände gebunden 
seien.

Falls Schwarz-Grün das unterlas-
se, dann werde der FPÖ-Fraktions-
führer im U-Ausschuss, Christian 
Hafenecker, den Kollegen aus der 
Opposition eine Abkürzung dieser 
Ibiza-Untersuchungen vorschla-
gen, um die geplante Aktion des 

U-Ausschuss zum Anschlag wird kommen
Falls Koalition diesen nicht selbst beschließt, will FPÖ die Ibiza-Untersuchungen abkürzen

Kickl: Österreicher wollen Aufklärung über den Anschlag in Wien.

Verschleierns, des Vertuschens und 
des Zudeckens durch das schwarze 
Innenministerium zu verhindern.

„Das sind wir den Angehörigen 
der Opfer, aber auch der Sicherheit 
aller Österreicher schuldig“, beton-
te Kickl.
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Klubobmann Herbert Kickl:
Bundesregierung 
gefährdet Österreich!
Die schwarz-grüne Bundesregierung schürt mit kuriosen Ampel-
schaltungen, unerträglichem Maskenzwang und willkürlichen 
Freiheitseinschränkungen die Corona-Panik, statt Massenarbeits-
losigkeit und Pleitewelle wirksam zu bekämpfen. Wir wollen:

 Österreich-Tausender zur Ankurbelung  
   der Wirtschaft

  Regionalitätsoffensive als Hilfe für lokale  
Produzenten und den Handel
  Höheres Arbeitslosengeld und  
Österreicher zuerst am Arbeitsmarkt
  Preismonitoring und Teuerungsstopp  
in Corona-Zeiten
  Nein zu Überwachungsstaat,  
Masken- und Ampeltheater 
  Volle Entschädigung der vom Lockdown  
betroffenen Betriebe
  Volle medizinische Versorgung für  
alle Bürger unabhängig von Corona
  Bessere finanzielle Förderung für die 
Schaffung von Lehrplätzen
  Keine staatliche Schnüffelei in privaten 
Wohnungen und Vereinslokalen
  Doppelte Familienbeihilfe, wenn Schulen 
und Kindergärten geschlossen sind

www.fpoe-parlamentsklub.at

Jetzt unterzeichnen!

Blümels problematischer 
Gedächtnisschwund

86 Mal gestand ÖVP-Finanz-
minister Gernot Blümel vor dem 
Ibiza-U-Ausschuss Probleme mit 
seinem Erinnerungsvermögen ein. 
In der vergangenen Woche tauch-
ten bei den Budgetverhandlungen 
weitere merkwürdige „Wissenslü-
cken“ des Finanzministers auf.

Am 6. November war Österreich 
noch von einem „Lockdown-light“ 
bis 30. November ausgegangen. Im 
Budget-Hearing war Regierungs-
experte Christoph Badelt bereits 
sicher, dass dieser bis Mitte De-
zember andauern werde. Zeitgleich 
haben etliche Skigebiete den Sai-
sonstart auf den 17. Dezember ver-
schoben. „Da frage ich mich, wo-
her gewisse Unternehmer immer 
mehr wissen als die Mitglieder des 
Budgetausschusses“, wunderte sich 
FPÖ-Budgetsprecher Hubert Fuchs 
über diese „einseitige Informati-
onsweitergabe“ durch die Bundes-
regierung.

Der „Lockdown-light“ wurde 
im Budget mit rund 1,6 Milliarden 
Euro berücksichtigt, der nunmeh-
rige „harte Lockdown“ kommt da-

rin gar nicht vor – und wird auch 
nicht abgebildet werden, erläuterte 
Fuchs. Denn Finanzminister Ger-
not Blümel wolle sich diese Mühe 
erneut nicht antun, ein Budget un-
ter Berücksichtigung der aktuellen 
Entwicklungen vorzulegen.

Wie auch der Finanzminister be-
harrlich verschweige, wer die exor-
bitanten Kosten der Krise bezahlen 
soll, kritisierte Fuchs, denn er ver-
künde weiterhin ein planmäßiges In-
krafttreten der Steuerreform: „Aber 
das, was der Minister tatsächlich 
bietet, ist Arbeitsverweigerung so-
wie Täuschung der Bevölkerung 
und des Parlaments über die tatsäch-
liche Finanzlage der Republik.“
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Fuchs: vergesslicher Minister.
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Noch immer kein Ergebnis zur
Präsidentschaftswahl in den USA
Nach Georgia drohen auch in Michigan, Nevada und Pennsylvania Neuauszählungen der Stimmen

In den USA tobt eine heftige Diskussion über Manipulationen und 
Betrügereien bei der Präsidentschaftswahl. In mindestens vier Bun-

destaaten, wo es knappe Entscheidungen zugunsten Joe Bidens ge-
geben hat, droht eine Neuauszählung samt einer Überprüfung aller 
Briefwahlstimmen auf ihre Gültigkeit.

Die US-Wahlen sind noch nicht 
in der Weise entschieden, wie uns 
unsere Medien glauben machen 
wollen. Derzeit tut sich vor allem 
in Sachen des Wahlbetrugs eine 
ganze Menge in den USA.

So gab es in Michigan massi-
ve Probleme mit der Software der 
Wahlmaschinen, deren Ergebnis-
se nach händischer Auszählung in 
einigen Bezirken völlig konträre 
Ergebnisse erbrachten, sowohl bei 
der Präsidentschaftswahl, als auch 
bei den gleichzeitig abgehaltenen 
Senatswahlen. Überraschendes 
Ergebnis: Wo nachgezählt wurde, 
kehrten Trump und seine Repub-
likaner die vorher angezeigte Nie-
derlage in einen Wahlsieg um.

Eine „illegitime Wahl“
Zu den Vorfällen in Nevada äu-

ßerte sich sogar der Chef der obers-
ten Wahlbehörde der USA, James 
E. Trainor, ungewöhnlich scharf: 
„Ich bin der Überzeugung, dass 
Wahlbetrug stattfindet an diesen 
Orten, ansonsten wäre es Wahlbe-
obachtern erlaubt gewesen, dabei 
zu sein. Wenn behauptet wird, dass 

10.000 Leute, die nicht im Bundes-
staat Nevada leben, in Nevada ge-
wählt haben, man auf einem Video 
sieht, wie Leute entweder einen be-
schädigten Wahlzettel duplizieren 
oder einen Wahlzettel markieren, 
der unausgefüllt hereingekommen 
ist, dann ist das ein Prozess, der von 
Wahlbeobachtern beobachtet wer-
den muss. Die Gesetze der Bun-
desstaaten sehen vor, dass Wahl-
beobachter zugegen sein müssen. 
Und wenn sie das nicht sind, dann 
wird dem Gesetz nicht Folge ge-
leistet und die Wahl ist eine illegi-
time Wahl.”

Es gibt weiters Belege, die zei-
gen, dass im hart umkämpften Bun-
desstaat Pennsylvania eine wahre 
Invasion von Zombies stattgefun-
den haben muss, denn einige Brief-
wähler waren bis zu 220 Jahre alt. 
Auszüge aus der Datenbank der zu 
beantragten Zusendung der Brief-
wahlunterlagen des Department of 
State des Bundesstaats Pennsylva-
nia belegen, dass zumindest 914 
Wähler, die bereits verstorben sind, 
dennoch per Briefwahl an der Prä-
sidentschaftswahl im November 

USA 2020, gespalten vom Terror der Linken: Nach einer friedlichen Demonstration für die Aufklärung der Manipulationsvorwürfe bei den Präsident-
schaftswahlen gehen Demokraten- und „Black Live Matter“-Schlägertrupps auf die Trump-Anhänger los.
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Polen und Ungarn
blockieren das EU-Budget

Polen und Ungarn haben ein Veto 
gegen die Budgetvereinbarung mit 
den zusätzlichen zwischen Europa- 
parlament und deutschem Ratsvor-
sitz ausgehandelten Erhöhungen 
– und damit auch gegen das 750 
Milliarden Euro schwere „Wie-
deraufbauprogramm“ – eingelegt: 
Die beiden Staaten wehren sich, 
dass die Auszahlung von EU-Mit-
teln künftig an die Einhaltung so-
genannter „rechtsstaatlicher Prinzi-
pien“ geknüpft werden soll.

Weil dieser „Rechtsstaatlich-
keitsmechanismus“ extra für die-
se beiden Länder wegen ihrer 
Einwanderungs-, Gender- und 
Zentralismus-kritischen Haltung 
bereits mit einfacher Mehrheit be-
schlossen wurde, zeichnet sich eine 
deutliche Verzögerung bei diesem 
deutschen Prestigeprojekt ab.

Kann das Finanzpaket nicht auf 
den Weg gebracht werden, wird 
der EU ab dem kommenden Jahr 
nur noch ein Nothaushalt zur Ver-
fügung stehen. Zudem können die 
sehr großzügig definierten „Co-

ronavirus-Hilfen“ nicht ausbezahlt 
werden, zu deren Finanzierung die 
Kommission selbständig Schulden 
machen und deren Rückzahlung 
den Mitgliedsländern auferlegen 
kann.

Polens Justizminister Zbigniew 
Ziobro erklärte das Veto seines 
Landes auch mit den fortschreiten-
den Zentralisierungplänen der Uni-
on. Polen zeige mit seinem Veto 
klar auf, dass es sich sein nationa-
les Selbstbestimmungsrecht nicht 
weiter einschränken lassen wolle.

 Orbán gegen EU-Zentralismus.

Deutschland hat es recht ein-
drucksvoll geschafft, seine Bun-
deswehr auf den Status eines 
uniformierten Hilfswerks herun-
terzuwirtschaften. Einen tatkräf-
tigen Beitrag leistete Ursula von 
der Leyen als Verteidigungsmi-
nisterin, ehe sie an die EU-Spitze 
entsorgt wurde.

Aus der deutschen SPD kommt 
jetzt der glorreiche Vorschlag für 
eine eigenständige Europa-Ar-
mee. Nicht als Kooperation natio-
naler Armeen, sondern parallel zu 
diesen als „28. EU-Armee“, die 
direkt der EU-Kommission un-
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Von der Leyen als
Armeekommandantin?

terstellt sein solle. Womit „Com-
mander in Chief“ von der Leyen 
dann nicht nur eine Bürokratie, 
sondern auch wieder eine Armee 
zum Herunterwirtschaften hätte. 

Das Muster kennt man: Egal, 
worum es geht, die angebliche 
„Lösung“ ist immer noch mehr 
Macht für Brüssel und weniger 
für die Mitgliedsstaaten.

Wenn es um mehr Zentralis-
mus geht, gibt es auch keine 
Unterschiede zwischen Sozial-
demokraten und Konservativen. 
Im Sommer hatte etwa schon 
EVP-Fraktionschef Manfred 
Weber den Aufbau einer euro-
päischen Einsatztruppe unter 
EU-Kommando gefordert.

Dass solche Vorschläge aus 
Deutschland kommen, das seine 
mangelhaft einsatzbereite Armee 
gesellschaftlich nahezu ächtet, 
macht sie nicht überzeugender. 
Der Union künftig noch mehr an 
Staatlichkeit und auch noch ein 
militärisches Instrument in die 
Hand zu geben, kommt für uns 
jedenfalls nicht in Frage.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Die aktuelle Lage in Griechenland zeigt 
das ganze Desaster der EU-Asyl- und Migra-
tionspolitik auf. So hatte der griechische 
Migrationsminister Notis Mitarakis erklärt, 
dass man bei der Hälfte der rund 84.000 
Asylwerber in Griechenland nicht wisse, wo 
sie sich befinden. „Da geht es nicht um ein 
paar Dutzend Menschen, sondern um Zehn-
tausende“, bemerkte dazu der FPÖ-Euro-
paabgeordnete Harald Vilimsky. 2019 hätten 
rund 79.000 illegal in Greichenland aufhäl-
tige Drittstaatsangehörige die EU verlassen müssen. 69.000 davon haben 
dieser Anordnung nicht Folge geleistet und sind einfach geblieben.

Der mit dem EU-Budget verbundene Me-
chanismus, Mitgliedsstaaten EU-Mittel zu 
kürzen, wenn diese gegen gewisse „europä-
ische Grundwerte“ oder die „Rechtsstaat-
lichkeit“ verstoßen, sei nur ein Vorwand zur 
Schaffung eines Disziplinarmittels gegen un-
liebsame Regierungen, erklärte FPÖ-Abge-
ordneter Christian Hafenecker und kritisierte 
die Zustimmung von Bundeskanzler Sebas-
tian Kurz und seiner schwarz-grünen Regie-
rung zu dieser Disziplinierungsmaßnahme: 
„Dieser Mechanismus ist pure Heuchelei, um 

gegen den EU-Zentralismus und national orientierte Regierungen wie jene 
Ungarns oder Polens willkürlich bestrafen zu können!“

Brüsseler Politwaffe

Ende der Rechtsstaatlichkeit
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Noch immer kein Ergebnis zur
Präsidentschaftswahl in den USA
Nach Georgia drohen auch in Michigan, Nevada und Pennsylvania Neuauszählungen der Stimmen

teilgenommen haben.
In Georgia ist die Nachzählung 

samt Überprüfung aller Briefwahl-
stimmen bereits fixiert. In Michi- 
gan verlangen die republikani-
schen Abgeordneten im Parlament 
eine Nachzählung, die sie mit ihrer 
Mehrheit beschließen können.

Dasselbe gilt für Pennsylvania, 
auch hier wollen die Republikaner 
mit ihrer Mehrheit eine Nachzäh-
lung verlangen.

Neuauszählung in Pennsylvania
Völlig unerwähnt blieb in den 

heimischen Medien ein Urteil des 

Beeindruckende, aber friedliche 
Unterstützung für Trump.

USA 2020, gespalten vom Terror der Linken: Nach einer friedlichen Demonstration für die Aufklärung der Manipulationsvorwürfe bei den Präsident-
schaftswahlen gehen Demokraten- und „Black Live Matter“-Schlägertrupps auf die Trump-Anhänger los.
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Präsidenten des Commonwealth 
Court of Pennsylvania. In diesem 
Urteil wird angeordnet, dass kei-
ne Stimme, die nach dem 9. No-
vember eingegangen ist, gezählt 
werden darf. Auf dieses Datum hat 
das Höchstgericht des Staates die 
Frist für Einwände bei Briefwahl-
stimmen verlängert. Damit aber 
hat der Commonwealth Court of 
Pennsylvania eine Verordnung der 
demokratischen Staatsministerin 
von Pennsylvania aufgehoben, die 
eine Ausweitung der Briefwahlfrist 
um drei Tage, also bis zum 6. No-
vember, sowie der Beschwerdefrist 
bis zum 12. November, angeordnet 
hatte. Zur Erinnerung: Das bishe-
rige Ergebnis zum Vorteil von Joe 
Biden kam in den letzten Tagen 
durch die Auszählung dieser „ver-
späteten“ Briefwahlstimmen zu-
stande.

Umso nervöser werden jetzt die 
Unterstützer des vorzeitig ausgeru-
fenen Wahlsiegers Joe Biden. Die 
Aufrufe hochrangiger Abgeordne-
ter der Demokraten, nach der Wahl 
mit den Trump-Anhängern abzu-
rechnen, haben am Sonntag hun-
derte „Black Live Matter“-Aktivis-
ten in der Hauptstadt Washington in 
die Tat umgesetzt: Sie bespuckten, 
verprügelten und beschossen Teil-
nehmer einer Pro-Trump-Kundge-
bung mit Feuerwerkskörpern.
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Immer mehr Afrikaner
landen auf den Kanaren

Nicht nur über die Mittel-
meer-Route strömen immer mehr 
Afrikaner nach Europa, sondern 
auch über die zu Spanien gehören-
den Kanarischen Inseln. Doch die 
Inselgruppe ist mit deren Aufnah-
me überfordert – und in der Bevöl-
kerung wächst der Widerstand ge-
gen die illegale Einwanderung.

In diesem Jahr erreichten bereits 
14.500 Wirtschaftsmigranten aus 
Afrika die spanischen Atlantik-In-
seln, neunmal so viele wie im ver-
gangenen Jahr. Allein von Samstag 
bis Montag kamen mehr als 2.200 
Migranten in 58 Fischerbooten auf 
den spanischen Urlaubsinseln im 
Atlantik an. So viele wurden zu-
letzt während der Flüchtlingskrise 
2006 registriert, meldete die Nach-
richtenagentur Europa Press. Die 
meisten Migranten kamen zuletzt 
hauptsächlich aus Marokko, dem 
Senegal, Mauretanien und Mali 
und somit ohne jede Chance, in der 
EU Asyl zu erhalten.

„Die Mittelmeerroute ist mittler-
weile gut überwacht und die west-

afrikanischen Länder haben wegen 
der Corona-Pandemie die Rück-
führungsabkommen mit der EU 
ausgesetzt. So wollen immer mehr 
Menschen über die Kanaren Euro-
pa erreichen“, erklärte Jose Anto-
nio Rodriguez, Notfall-Einsatzlei-
ter des Roten Kreuzes.

EU-Innenkommissarin Ylva Jo-
hansson zeigte sich besorgt über 
die dramatischen Ankunftszahlen 
Illegaler und mahnte natürlich so-
fort eine Liberalisierung der Asyl- 
und Migrationspolitik der EU ein.

Immer Migranten auf Kanaren.
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Trainor, der höchstrangige Beamte 
der USA für Wahlangelegenheiten, 
bestätigte, dass nach seiner profes-
sionellen Ansicht, „in den Wahlen 
keine Transparenz gewahrt wur-
de“.

Wolfgang Caspart, Salzburg

Wirkliche Gefährder
Da beschäftigen sich Kommissi-

onen und diverse Organisationen 
mit dem Problem, wie mit soge-
nannten Gefährdern und IS Rück-
kehrern umzugehen ist, ohne deren 
Rechte und Würde zu verletzen. Wo 
waren die Rechte und Würde ihrer 
Opfer? Sobald jemand einer frem-
den militärischen Macht die Treue 
schwört, hat er bzw. sie den An-
spruch auf unser System verloren, 
Aberkennung der Staatsbürger-
schaft und Ausweisung, entweder 
in sein bzw. ihr Geburtsland, oder 
dem Land der fremden militäri-
schen Macht. Eine Staatenlosigkeit 
dieser Person ist nicht Österreichs 
Problem. Wie kommen wir Steuer-
zahler dazu, diese tickenden Zeit-
bomben in unseren Kuschelgefäng-
nissen zu resozialisieren?

J.G. Ehrenreich,  Wien

schleudern, dass man deren Geis-
teszustand anzweifeln muss. Wenn 
zum Beispiel US-Präsident Do-
nald Trump für sein Corona-Ma-
nagement selbst dann noch lächer-
lich gemacht wird, obwohl die 27 
EU-Länder an Neuinfektionen und 
Toten schon längst die USA über-
holt haben – mit Österreich an der 
Spitze! Ebenso schändlich ist die 
Häme und Unverstand, mit dem 
diese Journalisten Wahlbetrug aus-
schließen und Beweise als Lügen 
deklassieren, wo gerade in Öster-
reich wieder einmal Wahlen wie-
derholt werden müssen, weil es in 
fünf steirischen Gemeinden zu Un-
stimmigkeiten (mutmaßlich nicht 
nachweisbarer Betrug) gekommen 
ist: So sollen Wahlkarten ohne An-
träge der Wahlberechtigten (eine 
der vielen Parallelen zu den USA) 
ausgestellt worden sein oder nicht 
zuständige Organe die Briefwahl-
stimmen ausgezählt haben.

Armin Schütz, Wien

Ungültige Wahl 
Jetzt hat das weltweite mediale 

Lügengetöse zu einem vorschnell 
ausgerufenen „gewählten Präsi-
denten Joe Biden“ erst einmal ein 
Ende. Der Vorsitzende der Federal 
Election Commission, Trey Train-
or, hat seinen Hammer fallengelas-
sen mit einer Entscheidung, auf die 
lange gewartet wurde: Er erklärte 
die Ergebnisse der Wahl im Bun-
desstaat Pennsylvania für ungültig. 

Leserbriefe

LESER AM WORTAngst- und Panikmacherei
Es gibt keine anderen Todesursa-

chen als Corona. Sogar Opfer von 
Verkehrsunfällen landen in der Sta-
tistik als Corona-Tote. Trotz aller 
Tricks ist die Zahl der Menschen, 
die am Spitalsvirus sterben, vier 
Mal so hoch wie jene, die zu den 
„Corona-Toten“ gezählt werden. 
Jetzt sind auch alle Lungenkran-
ken, Thrombosefälle, Schlagan-
fälle und Herzinfarkte Folgen von 
Corona. Was sollen Massentests in 
drei Wochen, wenn alle Menschen 
jetzt in Quarantäne sind? Ohne so-
ziale Kontakte keine Ansteckung, 
ohne Symptome keine Krankheit. 
Die Zwangstests sind vermutlich 
nur eine Generalprobe für die an-
gekündigte Zwangsimpfung. An-
geblich gibt es keinen Zwang, aber 
zwangsweise soll der elektronische 
Impfpass kommen. Das erinnert an 
China. Wer nicht „folgt“, der darf 
nicht mit den Öffis fahren, darf 
nicht tanken usw., und für „Un-
folgsame“ gibt es Umerziehungs-
lager, in denen es zugeht wie in der 
DDR oder in der Sowjetunion. Wir 
sind ganz klar auf dem Weg in eine 
Diktatur. Im ORF wurden massive 
Kontrollen durch die Polizei und 
strenge Strafen angekündigt. Das 
ist das Ende der Meinungs-, Aus-
gangs- und Reisefreiheit.

Stephan Pestitschek, Strasshof

Geballtes Versagen 
Wenn wir nach dem 2.Weltkrieg 

solche Kunixl (Nichtskönner) an 
den Schalthebeln gehabt hätten, 
dann hätten wir sicher keinesfalls 
standhalten können. Und noch et-
was: Das Getue wegen Schul-
schließungen oder nicht können 
wir Kriegskinder, sofern noch am 
Leben, nicht mehr hören. Im Schul-
jahr 1944/45 hatten wir wegen der 
Kriegsereignisse keinen geregelten 
Unterricht mehr. Nach Kriegsende 
mussten wir im Oktober 1945 alle 
das letzte Schuljahr wiederholen. 
So könnten die heutigen ahnungs-
losen jungen Politiker das auch 
machen, anstatt ein künstliches 
Kriegsszenario zu schaffen. Wir 

Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

waren froh, dass die Bombardiere-
rei und der Beschuss aus Tiefflie-
gern auf uns Schulkinder im Früh-
jar 1945 vorbei war. Die Schule 
schien uns allen nicht wichtig, so-
lange wir überlebt hatten. Wir ha-
ben aber alle eine gute Schulaus-
bildung erhalten.

Maria Klungler, Kirchdirf/Tirol

Staatliche „Fake News“
Wenn es etwas gibt, wofür man 

sich schämen muss, dann ist das 
ein angefütterter, überprivilegier-
ter Propagandajournalismus, der 
als Elendsgewinnler die eigene 
Weltanschauung für unfehlbare 
Analyse des Weltgeschehens er-
klärt. Dieser Journalismus kri-
tisiert absurderweise nicht jene, 
deren Ruf sowieso schon ruiniert 
ist, weil sie sich Wohlverhalten 
diktieren lassen, oft zum Schaden 
der eigenen Bevölkerung. Richtig 
unerträglich aber ist die Häme, 
mit der gerade ARD, ZDF und 
ORF alternative Fakten beklagen, 
gleichzeitig mit solchen um sich 
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Aufhebung der Kurzparkzonenregelung 
„Aufgrund des Dienstag in Kraft 

getretenen ‚Lockdown‘ muss die 
Aufhebung der Parkpickerl- und 
Kurzparkzonenregelung in Wien 
erfolgen“, forderte der Verkehrs-
sprecher der Wiener Freiheitli-
chen, Toni Mahdalik. In Salzburg 
oder Wels sei man da schon wei-
ter und habe die Gebührenpflicht in 
den Kurzparkzonen mit Beginn am 
Dienstag aufgehoben.

Wenn Rot-Rosarot den „Kampf 
gegen das Virus“ wirklich ernst 
nehme, wie man behaupte, dann 
müssten sie allen Bürgern die 
Möglichkeit bieten, auch ohne Be-
nützung der öffentlichen Verkehrs-
mittel mobil zu bleiben, bemerkte 
Mahdalik.

Fo
to

: N
FZ

Mahdalik: Stadt muss Kurzpark-
zonenregelung aussetzen!

„Denn gerade in den Straßenbah-
nen, U-Bahnen und Autobussen ist 
aufgrund der Menschendichte die 
Ansteckungsgefahr am höchs-
ten“, appellierte Mahdalik an die 
Vernunft der neuen rot-rosaroten 
Stadtregierung.

Daher sollte man gerade den Ri-
sikogruppen die Möglichkeit bie-
ten, die öffentlichen Verkehrsmittel 
zu meiden, forderte der freiheit-
liche Verkehrssprecher. „Es muss 
nun wieder möglich sein, in Wien 
sein Auto ohne Parkgebühren be-
nützen zu können, so wie dies be-
reits im Frühjahr der Fall war“, 
erinnerte Mahdalik an die von der 
damaligen Stadtregierung erlasse-
ne Aufhebung der Kurzparkzonen.

SPÖ-Neos: Neue Koalition 
bleibt auf altem Kurs
Intransparenz, Einwanderung und Autofahrerschikanen gehen weiter

Nepp vermisste in der Präsen-
tation klare Ansagen und konkre-
te Konzepte für die angeschlagene 
Bundeshauptstadt: „Leere Phrasen 
und fehlender Mut werden Wien 
nicht weiterbringen. Unsere Stadt 
braucht ein Sicherheitskonzept, ein 
Programm für soziale Fairness und 
das Motto ‚Österreicher zuerst‘. 
Doch nichts dergleichen wurde 
verkündet.“

Ganz im Gegenteil, es drohe die 
Fortsetzung des rot-grünen Kur-
ses, kritisierte der FPÖ-Chef. Den 
Einwanderern werde weiterhin der 
rote Sozialhilfe-Teppich ausgerollt, 
der wachsenden Kriminalität wer-

de weiterhin hilflos zugesehen, die 
Autofahrer würden weiterhin schi-
kaniert und die Wiener auch unter 
Rot-Rosarot weiterhin als Bürger 
zweiter Klasse behandelt. 

FPÖ fordert Kurswechsel
Den Neos sei es mit ihrer Forde-

rung nach größtmöglicher Transpa-
renz genauso ergangen wie ihren 
grünen Vorgängern: Die SPÖ habe 
das sofort abgedreht.

Wer nach dem Ausscheiden 
der Grünen aus der Wiener 

Landesregierung ein Kurswech-
sel erwartet hatte, wurde bitter 
enttäuscht“, erklärte FPÖ-Chef 
Dominik Nepp zur Präsentation 
des Programms der rot-pinken 
Rathauskoalition.

Nepp: Kein Kurswechsel bei der neuen Koalition im Rathaus.

Der Wiener FPÖ-Chef schlug 
daher der neuen Stadtregierung ei-
nen „Österreicher-Pakt” vor. „Die-
ser sieht unter anderem vor, dass 
Gemeindebauwohnungen nur noch 
an Staatsbürger vergeben werden, 
die Mindestsicherung an Integra-
tionswilligkeit, Sprachkenntnisse 
und Arbeitsbereitschaft geknüpft 
wird sowie einen Asyl-Aufnah-
mestopp in der Bundeshauptstadt“, 
betonte Nepp.
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Ausgerechnet auf der Prater-
straße, von der aus man auf der 
einen Seite bis zum Stephans-
dom, auf der anderen Seite zum 
Tegetthoff sieht, zu zwei sehr 
österreichischen Hervorbringun-
gen also, hab ich einen Kollegen 
aus der Kabarettszene getroffen. 
Ich verschweig seinen Namen, er 
mag’s vielleicht nicht.

Er hat mir geschildert, wie’s 
ihm jetzt geht. Erstens hat er 
keine Auftritte mehr, also null 
Verdienst. Und zweitens, hat er 
gesagt, wär’s mit Kabarettisti-
schem sowieso nicht zu machen. 
Schließlich kann ein Abend nicht 
nur mit Stegreif-Gspaß gefüllt 
werden, er braucht schon ein bissl 
Vorbereitung. Und da hapert’s.

Wenn der Anschober heute was 
sagt, ist das nach zwei Tagen völ-
lig anders. Wenn der Faßmann 
heute was beschließt, widerruft er 
es morgen. Wenn die Tanner was 
ankündigt, stellt sich das schon 
kurze Zeit später als Rauchbom-
be heraus.

Jetzt etwa hat der Nehammer 
die Fußfessel für Terrorver-
dächtige erfunden. Mein Ge-
sprächspartner konnte zwar be-
reits bei Bekanntwerden dieser 
Idee herzlich lachen, aber beim 
ersten Attentat samt Fußfessel 
vergeht einem halt der Humor. 
Wir sind dann Richtung Steffl 
weitergegangen.

Aber beten hilft auch nicht. 

Jux-Regierung

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Am Freitag, dem 
13. November, fand 
in Eisenstadt co-
ronabedingt die 
einzige Voll-
versammlung 
2020 statt. Der 
neu gewählte 
Obmann der 
Freiheitlichen Arbeitnehmer Bur-
genland, Kammerrat Alexander 
Reinprecht, wurde Fraktionsvor-
sitzender. Nachgerückt in die Voll-
versammlung ist der Freiheitliche 
Alexander Kasin.

„Die Abschaffung der Hackler-
regelung wird für die Grünen nur 
schwer zu argumentieren sein, 
deshalb versuchen sie sich jetzt in 
eine frauenpolitische Maßnahme 
hinein zu argumentieren“, bemerk-
te die Salzburger FPÖ-Chefin Mar-
lene Svazek zum schwarz-grünen 
„Frühstarterbonus“. Tatsächlich 
koste die Abschaffung der Hackler-
regelung die betroffenen Familien 
mehrere hundert Euro im Monat. 
„Und die wollen die Grünen jetzt 
mit 60 Euro monatlich refundie-
ren“, wunderte sich Svazek über 
die grünen Rechenkünste.

Grüne Rechenkünste

VORARLBERG

BURGENLAND

Neu in der AK

Die FPÖ-Familiensprecherin 
im Vorarlberger Landtag, Andrea 
Kerbleder, bezeichnete es als Ar-
mutszeugnis für die schwarz-grüne 
Regierung, dass rund 37.000 Kin-
der den Kinderbonus im Septem-
ber 2020 nicht erhalten haben. Das 
geht aus der Beantwortung einer 
FPÖ-Anfrage durch ÖVP-Fami-
lienministerin Christine Aschba-
cher hervor. So wurde etwa allen 
Kindern, deren Anspruchsberech-
tigung auf Familienbeihilfe zwi-
schen April und September 2020 
endete, kein Kinderbonus ausbe-
zahlt. „Es ist eine Frage der Ge-
rechtigkeit, auch jenen Eltern, die 
um den Kinderbonus ‚umfallen‘, 
diese Unterstützung zukommen 
zu lassen. Gerade wenn man weiß, 
dass der Kinderbonus auch für rund 
80.000 Kinder bezahlt wurde, die 
sich nicht einmal in Österreich auf-
halten“, betonte Kerbleder.

Selektiver Kinderbonus

Nach dem islamistischen Atten-
tat am 2. November werden schon 
wieder Rufe nach einer Einschrän-
kung im Waffengesetz laut. „Das 
ist der falsche Weg“, betonte der 
niederösterreichische FPÖ-Land-
tagsabgeordnete Reinhard Teufel: 
„Terroristen kaufen ihre Waffen üb-
licherweise nicht beim lizenzierten 
Waffenhändler, sondern besorgen 
sich ihre Waffen sowieso illegal und 
zumeist im Ausland.“ Diese Forde-
rung aus dem linken Eck, den le-
galen Waffenerwerb oder legalen 
Waffenbesitz noch strenger als jetzt 
reglementieren zu wollen, mache 
daher keinen Sinn.

Reinhard Teufel

NIEDERÖSTERREICH

Hände weg vom 
Waffengesetz!

A. Reinprecht

SALZBURG

OBERÖSTERREICH

Fo
to

: F
PÖ

 B
ur

ge
nl

an
d

Freiheitliche warnen vor dem 
Verlust von tausenden Ar-

beitsplätzen in Oberösterreich 
durch die Versteifung Brüssels 
alleine auf die E-Mobilität.

„Um tausende Arbeitsplätze in 
Oberösterreich zu retten, sind der 
Ausbau und der koordinierte Er-
halt aller Antriebsarten unum-
gänglich“, erklärte die freiheitliche 
Wirtschaftssprecherin Evelyn Katt-
nigg zu dem letzte Woche im Land-
tag beschlossenen Antrag von FPÖ 
und ÖVP zur Absicherung der hei-
mischen Automobilindustrie.

Realistische Konzepte
Statt sich von E-Auto-Lobbyis-

ten beeinflussen zu lassen, soll-
te Brüssel auf kompetente Tech-
niker, Entwickler und Forscher in 
Europas Automobilindustrie hö-
ren. Diese könnten realistische Lö-
sungskonzepte zur Reduktion der 
CO2-Emission im Autoverkehr bei-

bringen, hob Kattnigg die Forde-
rung nach Einbeziehung der Auto-
mobilindustrie zur Erarbeitung von 
Umweltschutz-Lösungen hervor.

So verhindere in Deutschland 
das Bundesumweltamt bereits die 
Zulassung von neuen, emissions-

armen Dieselkraftstoffen, die ein 
CO2-Einsparpotiental von 65 Pro-
zent aufweisen, mit der Begrün-
dung, es sei kein Verbrennungs-
kraftstoff mehr erforderlich, da 
man sich auf die E-Mobilität als 
neue Strategie konzentriere.

Heimische Autozulieferindustrie 
nicht in den Ruin treiben 
FPÖ für breiten Mix an Antriebsarten statt Fixierung auf Elektroautos

„ÖVP und Grüne haben über 
Wochen das Ziel ausgegeben, ei-
nen zweiten ‚Lockdown‘ zu verhin-
dern. Getan hat man dafür nichts. 
Im Gegenteil: Mit dem Dienstag in 
Kraft getretenen ‚Lockdown‘ geht 
die Entmenschlichung unserer Ge-
sellschaft und Vernichtung betrieb-
licher Existenzen weiter. In Wahr-

heit ist der ‚Lockdown‘ ein groß 
angelegtes Förderprogramm für in-
ternationale Konzerne wie Amazon 
& Co.“, kritisiert Niederösterreichs 
FPÖ-Landesparteiobmann Udo 
Landbauer die monatelange Untä-
tigkeit der Regierenden.

Während die ohnehin schon kri-
sengebeutelten heimischen Dienst-
leister und Handelsbetriebe zwangs-
geschlossen werden, könne sich 
Amazon-Chef Jeff Bezos die Hän-
de reiben, bemerkte Landbauer. 
Mit November und Dezember wer-
den dem Handel die beiden umsatz-
stärksten, wichtigsten Monate des 
Geschäftsjahres geraubt. Pro „Lock-
down“-Woche rechnet der Handels-
verband mit einem Umsatzausfall 
von mindestens 900 Millionen Euro.

„In Summe kostet der ‚Lock-
down‘ laut Berechnungen des IHS 
rund eine bis 1,5 Milliarden Euro 
pro Woche. Die Zahl der dadurch 
vernichteten Arbeitsplätze werden 
wir im Jänner erfahren“, betonte 
Landbauer.

Landbauer fordert Unterstützung 
des heimischen Handels.

Amazon-Förderprogramm
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KÄRNTEN

EU-Fixierung auf Elektroautos gefährdet tausende Arbetisplätze.
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Nein zu Besuchsverbot in 
Spitälern und Pflegeheimen
Vereinsamung belastet Patienten und Heimbewohner schwer

Die FPÖ Kärnten stellt sich ge-
gen ein generelles Besuchsverbot in 
Spitälern und Pflegeheimen, da die 
Vereinsamung einen Krankheits-
verlauf massiv negativ beeinflus-
sen kann und auch für die Heim-
bewohner eine schwere Belastung 
darstellt. „Menschlichkeit ist jetzt 
gefragt! Die Antigen-Schnelltests 
bieten eine wirksame Handhabe, 
um einen Besuchsstopp in unse-

ren Pflegeheimen und Kranken-
häusern zu verhindern“, erklär-
te Kärntens FPÖ-Obmann Gernot 
Darmann und forderte, dass diese 
Schnelltests bei allen Besuchern 
eingesetzt werden. Das Tragen von 
kostenlos zur Verfügung gestellten 
Masken mit hohen Sicherheitsstan-
dards und ein negativer Schnelltest 
würden das Risiko der Virus-Ein-
schleppung minimieren. 

„Lockdown“ trifft Ältere hart
Denn Erfahrungen in Deutsch-

land haben klar gezeigt, dass vor 
allem Bewohner von Pflegeheimen 
unter dem „Lockdown“ im Früh-

Die FPÖ ist gegen ein generel-
les Besuchsverbot in Spitä-

lern und Pflegeheimen, da dieses 
für die Betrofffenen eine zusätzli-
che Belastung mit sich bringt.

jahr dgelitten haben. Dieser ange-
ordnete Verzicht auf Kontakte mit 
den Familienangehörigen hat bei 
vielen Pflegebedürftigen zu De-
pressionen geführt und den Alte-
rungsprozess beschleunigt.

„Wir müssen jetzt alles daran-
setzen, um Besuchsverbote in den 
Pflegeheimen und den Kranken-
häusern zu verhindern, denn so-
wohl für unsere Pflegebedürftigen, 
als auch für schwerkranke oder 
verunfallte Patienten ist ein positi-
ver Zuspruch in dieser harten Zeit 
besonders wichtig“, betonte Dar-
mann in einer Reaktion auf den an-
geordneten zweiten „Lockdown“.
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Rund um Corona-Wahnsinn 
und Terror ist ein Thema in den 
Hintergrund gerückt: die Massen- 
einwanderung unter dem Deck-
mantel des Asyls. Wenn man 
sich die Entwicklung ansieht, be-
kommt man den Eindruck, dass 
das der Regierung nur recht ist. 
Seit März behauptet die ÖVP 
mit Kanzler Sebastian Kurz und 
Innenminister Karl Nehammer 
an der Spitze, die Grenzen seien 
geschlossen und es gebe de facto 
keine Einwanderung und keine 
neuen Asylwerber mehr.

Die Realität sieht, wie so oft 
bei dieser ÖVP-Grünen-Marke-
tingregierung, ganz anders aus. 
In Kärnten erleben wir ein beina-
he wöchentliches Auffüllen des 
Asyl-Verteilerzentrums in Ossi-
ach. In Villach sind bereits rund 
200 Asylwerber in einem wieder 
eröffneten Großquartier des Bun-
des untergebracht, von denen jetzt 
fast die Hälfte positiv auf das Co-
ronavirus getestet wurde. Somit 
werden diese Aslywerber nicht 
nur zu einer massiven finanziellen 
Belastung für die Steuerzahler, 
sondern auch zur Gefahr für die 
lokale Bevölkerung.

Wo ist das versprochene Schlie-
ßen unserer Grenzen im Sinne 
unseres Sozialsystems? Wo bleibt 
der Vorrang für unsere Österrei-
cher, den die FPÖ seit langem for-
dert? Nichts davon ist zu sehen. 
Man kann der ÖVP einfach nicht 
vertrauen, wenn es um das Wohl 
und die Sicherheit unserer Bürger 
geht. Während für die Mindest-
sicherung für Einwanderer und 
Asylanten weiter genug Geld vor-
handen ist, wird bei der eigenen 
hart arbeitenden Bevölkerung der 
brutale Sparstift angesetzt und die 
Hacklerregelung abgeschafft. Das 
ist die eiskalte Politik der ÖVP!

Lug und Trug

Gernot Darmann
FPÖ-Landesparteiobmann Kärnten
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Entgegen der Empfehlung der 
Corona-Kommission sowie gegen 
den erklärten Willen von Lehrern, 
Schülern und Eltern schickte die 
schwarz-grüne Bundesregierung 
am Dienstag abermals sämtliche 
Schüler ins „Distance Learning“. 
Aber nicht nur Mittelschulen und 
AHS-Unterstufen, auch Volksschu-
len und sogar Kinderbetreuungs-
einrichtungen müssen ihre Pfor-
ten schließen – zumindest für den 
Großteil der Kinder.

„Dass die Koalition mit diesem 
,Bildungs-Lockdown‘ leichtfertig 

die Zukunft unserer Kinder aufs 
Spiel setzt, ist ein Wahnsinn“, em-
pörte sich der steirische FPÖ-Bil-
dungssprecher Stefan Hermann. 
Das Chaos komplettiere der Um-
stand, dass der Rechtsanspruch 
auf Sonderbetreuungszeit, der erst 
unlängst präsentiert wurde, wäh-
rend des nunmehrigen „Lockdown“ 
nicht gelte, weil ja immerhin die 
theoretische Möglichkeit auf Be-
treuung in den Schulen und Kinder-
gärten bestünde. „Das ist ein Skan-
dal! Familien brauchen dringend 
Unterstützung“, forderte Hermann.

Nein zum „Schul-Lockdown“!
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Hermann: Nein zum schwarz- 
grünen „Bildungs-Lockdown“!

Kranke und Pflegebedürftige nicht wegsperren, denn sie brauchen Kontakt mit den Angehörigen.



14 Neue Freie ZeitungMedien

GEZWITSCHER

Fo
to

: N
FZ

Eine „Flüchtling“ – lebt mit zwei 
Ehefrauen und zwei Kindern in 
Hamburg von der Sozialhilfe – sieht 
keinen Grund, sich Arbeit zu suchen.

GEFÄLLT MIR

Europa schafft sich ab.
Wir halten mit aller Kraft dagegen. 
Die Islamisierung Österreichs 
kann nur eine Partei stoppen:
Die FPÖ!

13.587 Personen gefällt das.

Ganz was anderes: Wenn ein Innen-
minister uns mit falschen Schwer-
punkten oder zu späten Erkenntnis-
sen gefährdet, gilt dann für ihn die 
#Sicherungshaft um weitere Schäden 
zu vermeiden. 

Ein weiterer, bevorstehender Lock-
down? „Das ist keine Ente, sondern 
eine Entenfarm“ (Rudolf Anschober, 
Ende September 2020)

Eugenius-Backup für Def_izit
@Eugeniu60846686

Christian Ortner
@OrtnerOnline

11. Nov. 2020 10:58

16. Nov. 2020 17:27

Dass die ÖVP ein „Gefährder“ 
ist, müsste seit dem „Lockdown“ im 
März hinlänglich bekannt sein.

Ein weiteres Beispiel mit wel-
cher Planlosigkeit unsere Bundes-
regierung über den Sommer der 
zu erwartenden Infektionswelle im 
Herbst entgegenschlummerte.

Norbert Hofer
13. November 2020

TELEGRAM

an. So auch im Burgen-
land, wo FPÖ-Chef Al-
exander Petschnig das 
„Budget des früheren 
Partners“ zerpflückt, wie 
der „Kurier“ berichtet. 
Nachdem die FPÖ für 

ausgeglichene Budgets gesorgt 
hatte, wirft die alleinregierende 
SPÖ jetzt wieder mit Geld um sich, 
als gäbe es kein Morgen, kritisiert 
Petschnig: „Das Prinzip Hoffnung 
ist keine seriöse Budgetpolitik.“

rechtzuerhalten. Weil der ORF-Re-
porter sich für den Bericht mit ei-
ner Kriegsreporter-Schutzweste 
ausstaffiert hatte, phantasierte der 
„ZIB“-Moderator in der Abmode-
ration über die „Gefährlichkeit“ 
eines friedlichen Demonstranten.

Am Samstag davor vermeldete die 
„ZIB1“ den Hinweis, dass Trump 
bei Corona versagt habe, trotz eines 
„weltweiten Rekords an Neuinfekti-
onen“. Und in den USA gebe es ei-
nen „neuen alarmierenden Rekord 
bei Neuinfektionen“, blökte es dann 
aus dem Bericht. Tatsächlich liegt 
die Sieben-Tage-Inzidenz der USA 
bei der Hälfte der österreichischen.

Und ich muss GIS zahlen für Lü-
gen und Desinformation?

Ungezügelte Freude bereiten der 
„KronenZeitung“ die totalitären 
Anwandlungen des ÖVP-Bundes-
kanzlers. So bejubelt sie dessen 
Ankündigung zu „Gratistests“ für 
drei Millionen Österreicher, als 
ob der Kanzler 
diese sponsern 
würde und sie 
nicht auf Kosten 
die Steuerzahler 

„Trumps Lügen haben Wirkung“, 
gefällt sich der „ZIB1“-Moderator 
am vergangenen Sonntag in der 
Rolle des moralisch entrückten An-
klägers – ohne jeden Beweis zu lie-
fern. So wirft der ORF auch Trump 
permanent vor, zu seinen Vorwür-
fen der Wahlfälschung keine Be-
weise vorlegen zu können. Das 
überlässt dieser seinem Anwalt 
Rudy Giuliani vor den jeweiligen 
Gerichten – und das mit Erfolg. 
Wer ist also der Lügner?

Am Sonntag hat Trump, so der 
„ZIB1“-Moderator mit der nächs-
ten Behauptung ohne jeden Beweis, 
seine Anhänger „aufgehetzt“, näm-
lich zu einer – laut allen US-Medi-
en – friedlichen Demonstration.
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FreiwilligeCorona-Massentests inÖsterreich:MachenSiemit?

Alarmstufe Rot in Spitälern
§ Leichter Rückgang bei Infektionen trügerisch

§ Ende derWocheGrenze in Kliniken erreicht

§ Aufwachräumewerden zu Intensivstationen

Die Intensivstationen gelangen dieseWoche an ihreGrenzen

den aktuellen Zahlen nach-
hinkt, ist ein weiterer An-
stieg sehr wahrscheinlich.
Aufgrund der regionalen
Unterschiede sind einzelne
Bundesländer schon in den
kommenden Tagen an der
Grenze zur gefürchteten
Triage. Ärzte müssten dann
aufgrund von Prozentzahlen
bei Heilungschancen zwi-
schen Leben und Tod wäh-
len. Um das zu vermeiden,
werden Kliniken intern an-
gewiesen, sogar Aufwach-
räume zu Intensivstationen
umzufunktionieren!
Vorarlbergs Landeshaupt-
mann Wallner sucht zudem
Hilfe für Schwerstkranke im
Ausland. Im Frühjahr hatte
Österreich noch Patienten
anderer Länder aufgenom-
men . . . Christoph Budin

Erstmals seit Monaten
gab es gestern im Ver-
gleich zum selben Tag

vor einer Woche einen
Rückgang der Neu-Infektio-
nen. Doch die knapp 4700
Fälle amVorabend des Voll-
Lockdowns sind einerseits
ohnehin noch immer viel zu
hoch – und andererseits ist
die Zahl trügerisch.
Denn mit 58 Toten und
119 hinzukommenden Co-
rona-Patienten auf Normal-
und Intensivstationen verla-
gert sich der Fokus hin zum
schwer belasteten Gesund-
heitssystem. Regierungsex-
perten zeichnen ein düsteres
Bild. So sollen noch diese
Woche bereits rund 80 Pro-
zent aller verfügbaren Inten-
siv-Spitalsbetten belegt sein!
Da die Entwicklung hinter

§Neue Details, aber auch viele offene Fragen§ Bundeskanzler und

Gesundheitsminister setzen weiter auf Freiwilligkeit
§ Schlüsselrolle

für das Bundesheer§Vorbild Slowakei zieht positive Zwischenbilanz

sentests dürften in zwei
Etappen gegen Ende des
Lockdowns beginnen. Im
Laufe der Woche sollen
dann weitere Details be-
kannt gegeben werden.
In die Planung ist mittler-
weile auch das Bundesheer
involviert: „Wir stehen, so
wie auch in der Vergangen-
heit, als strategische Reserve
der Republik bereit“, bekräf-
tigt Verteidigungsministerin
Klaudia Tanner. 30 Sol-
daten hatten bereits in der
Slowakei mitgeholfen, „so
konnten erste Erfahrungen
gesammelt werden“ (siehe
Artikel rechts unten).
Wenig Begeisterung für
das Projekt zeigt die FPÖ –
im Gegenteil. Klubobmann
Herbert Kickl fordert über-
haupt gleich einen Test-
stopp für alle asymptomati-
schen Personen. O. Papacek

Millionen ÖsterreicherMassentests für drei

N
ach der überraschen-
den Ankündigung des
Bundeskanzlers, die
österreichische Be-

völkerung im großen Stil
durchtesten zu wollen – die
„Krone“ berichtete – ist
noch nicht ganz klar, wohin
die Reise geht. Fakt ist: Der
logistische Aufwand wäre
enorm, wie man am Beispiel
Slowakei gesehen hat. Dort
wurden rund zwei Drittel
der Bevölkerung (3,6Millio-
nen Menschen) getestet, bei
knapp 40.000 Personen
wurde das Virus entdeckt.
Am Montag tauschte sich
Kurz deshalb mit seinem
slowakischen Amtskollegen

Igor Matovic aus. Bei unse-
ren Nachbarn waren die
Massentests nur bedingt
freiwillig – wer keinen nega-
tiven Test vorweisen kann,
bleibt in Quarantäne. Öster-
reich setzt auf Freiwilligkeit:
„Ich glaube, dass viele Men-
schen das Angebot in An-
spruch nehmen werden,
auch um sicherzugehen,
dass sie etwa zu Weihnach-
ten keine Familienangehöri-
gen anstecken“, so Kurz.

Einkommensschwache
rücken in den Fokus
Mit den gratis Antigen-
Tests versucht die Regie-
rung nun auch jenen Perso-
nenkreis zu erreichen, der
sich die teuren PCR-Tests
nicht leisten kann. Dies be-
trifft in Österreich geschätzt
zwischen zwei und drei Mil-
lionen Menschen. Die Mas-

Erfahrungsaustausch: Kurz und dessenAmtskollege Matovic
Massentests in der Slowakei: Die Bürger nahmen dafür auch langeWartezeiten in Kauf

Was erwartet die Öster-
reicher bei den angekündig-
ten Massentests im Dezem-
ber?

Ähnlich wie in der Slo-
wakei wird es nach jetzi-
gem Stand mehrere Test-
wellen geben. Zuerst Leh-
rer und Schlüsselpersonal,
dann ein paar Wochen spä-
ter die breite Masse. Die
Slowakei hat Menschen
zwischen 10 und 65 Jahren
getestet – Ältere bewusst
nicht, weil man diese Risi-
kogruppe nicht zusätzlich
bewegen wollte.

„Die Menschen
waren erleichtert“
Oberst Klaus Streit,
46, war der Kommandant
der 30 in der Slowakei
eingesetzten Bundesheer-
Soldaten. Mit der „Kro-
ne“ sprach er über die
Massentests bei unseren
Nachbarn.

Wie lief das ab?
Getestet wurde am Wo-
chenende, der Andrang war
dabei am Samstag deutlich
höher als am Sonntag. An
drei Stationen wurden die
Menschen zuerst regist-
riert, dann getestet, und vor
der letzten Station warte-
ten sie noch ca. 10Minuten
auf ihr Ergebnis.
Wie schnell konnte getes-

tet werden?
Bei hohem Andrang
knappe 200 Personen pro
Tag und Sanitäter. Der
Test an sich dauert wenige
Minuten, die Auswertung
und Ausstellung des Ge-
sundheitszeugnisses dauert
länger. In dieser letzten
Phase muss man auch auf-
passen, dass es sich nicht
staut.
Wie lange waren die War-

tezeiten?
Sehr unterschiedlich. An
einer normalen Teststa-
tion dauerte das gan-
ze Unterfangen

für den Betroffenen rund
eine Stunde. Viele Slowa-
ken wählten aber die Drive-
ins, weil sie da mit dem
Auto bequem zufahren und
gleich sitzen bleiben konn-
ten. Ergebnis waren bis zu
acht StundenWartezeit.
Also besser auch kleinere

Teststationen ansteuern?
Unbedingt. Sollte es bei

uns so weit sein, mein Ap-
pell: sich so gut wie mög-
lich über die Testorte ver-
teilen und nicht nur die
„bequemen“ Drive-ins an-
steuern. Dann geht’s
schneller.
Was haben die Slowaken

besonders gut gemacht?
Sie haben alles unter die
Verantwortung eines einzi-
gen Ministeriums gestellt.
In ihrem Fall war es das
Verteidigungsministerium,
es könnte aber natürlich
auch das Innenministe-
rium sein. Die hatten die
Organisationshoheit,
alle anderen Ministe-
rien unterstützten.
Konnten Sie auch mit

getesteten Personen spre-
chen?
Mir ist aufgefallen,

dass jene mit einem positi-
ven Testergebnis richtigge-
hend erleichtert waren.
Sie waren symptomlos
und wussten nicht, dass
sie eine Gefahr für ihre
Umwelt sind. Die Men-
schen waren richtig froh,
dass sie aus dem Verkehr
gezogen wurden. P. Tikal

Foto: Thomas
Bokor

CORONA
VIRUS

FRAGEDESTAGES

KRONE.AT-VOTING 44.684 TEILNEHMER, Stand 20Uhr

51%Nein

49%Ja
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Oberst Klaus Streit ausWien
kommandierte den Hilfseinsatz
in der Slowakei.

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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6 Beschuldigte nach Manipulation bei Wirtschaftskammer-Wahl

Das entwendete Sch
ild wurde durch ein zweisprachiges erne
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Parteichef Petschnig
: „Schulden ohne Ende“
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Jagdverband wird entmachtet,

Land stellt Jägermeister

Novelle. SPÖ will heimische Jäger statt Sup
erreicher und keinen Verband

VON ROLAND PITTNER

Die Novelle rund ums Jagd-

gesetz, das die SPÖ 2017 ver-

abschiedet hat, sorg
t für Auf-

regung. Das Land schießt

sich nun auf den Jagdver-

band ein. Die nachge
schärfte

Novelle präsentierte der zu-

ständige SP-Landesrat Leon-

hard Schneemann am Mon-

tag. Sie bringt das A
us für die

Zwangsmitgliedschaft beim

Landesjagdverband
und für

Bewegungsjagden im
Gatter.

„Vor wenigen Wochen

führten Landeshauptmann

Hans Peter Doskozil und ich

Gespräche mit dem Landes-

jagdverband zur Novellie-

rung. Beim Verlassen des Ver-

handlungstisches hatte ich

das Gefühl, dass wir einen

Kompromiss erzielen konn-

ten. Umso unverständlicher

war dann für mich, dass der

Verband mit Landesjäger-

meister Roman Leitner an der

Spitze hinter unserem
Rücken

versuchte, die Jägers
chaft mit

einer Unterschriftenaktion

gegen die vereinbarte

Vorgangsweise zu mobilisie-

ren“, sagt Schneemann.

Pachtabgabe

Konkret ging es dab
ei um die

Jagdpachtabgabe. Die wird

von zwei auf zehn Prozent,

und für Jäger, die nicht aus

dem Burgenland kommen,

auf 30 Prozent erhöht. Der

Verband sammelte mehr als

tausend Unterschriften

dagegen. Jetzt wird die

Abgabe schrittweise ange-

passt und soll bis 2050

10 Prozent betragen. Päch-

ter, die ihren Hauptwohnsitz

nicht im Pachtgebiet oder in

angrenzenden
Bezirken

haben, zahlen 30 Prozent

Abgabe. Ziel des Landesrats

sei, die Jagd an heimische

Jäger und „nicht an die

Superreichen, die Benkos

und Co., zu verpach
ten“.

Die Aufgaben, die in der

Vergangenheit der Landes-

jagdverband übernommen

hat, werden künftig zur Gän-

ze vom Land durchgeführt.

Bezirksjägermeister und

Landesjägermeister werden

als Behördenorgane
bestellt.

„Mit dem Entfall der Mit-

gliedschaft erspart s
ich jeder

Jäger rund 70 Euro pro

Jahr“, sagt der Land
esrat.

Bei den Jagdgattern wur-

de nachgeschärft. „Bewe-

gungsjagden können nur

mehr im Einzelfall von der

Behörde genehmigt wer-

den.“ Somit komme das

Land Forderungen der Tier-

rechtsaktivisten entg
egen.

Martin Balluch vom Ver-

ein gegen Tierfabriken durf-

te an der Pressekonferenz

nicht teilnehmen. „Aufgrund

von Corona-Maßnahmen,

obwohl nur wenige Journa-

listen anwesend waren“, sagt

Balluch. Auch ein Vertreter

des Jagdverbandes durfte

trotz Presseausweis nicht

dabei sein, wie Landesjäger-

meister Roman Leitner

erklärt. Er will sich erst

heute, Dienstag, zur Causa

äußern.

Wahlbetrug: Mehrer
e Geständnisse

Schlagwort. Für ein paar Vor-

zugsstimmen mehr dürften

Chefs von Pflegeagenturen

bei der Wirtschaftskammer-

Wahl im März getrickst

haben. Wie der KURIER am

Wochenende berichtet hat,

ermittelt die Staatsanwalt-

schaft Eisenstadt gegen

sechs Beschuldigte.
Die Vor-

würfe betreffen Fälschung

einer Wahl sowie Urkunden-

fälschung. „Es gibt g
eständi-

ge Verantwortungen
von

mehreren Beschuldigten“,

sagte die Sprecherin der

Staatsanwaltschaft Eisen-

stadt, Petra Bauer, am Mon-

tag. Paragraf 266 des Straf-

gesetzbuchs (StGB)
sieht bei

Fälschung bei einer Wahl

oder Volksabstimmung im

Fall einer Verurteilung eine

Freiheitsstrafe von bis zu

sechs Monaten oder eine

Geldstrafe von bis zu 360

Tagsätzen vor.
Laut einem profil-Bericht

ist bis dato bekannt, dass die

Geschäftsführer
zweier

Agenturen für Personen-

betreuung im Zentrum der

Ermittlungen stehen. Beide

haben im März für den ÖVP-

Wirtschaftsbund kandidiert,

der 10 der 18 Mandate

gewonnen hat.

„Nicht meine Wahl“

Man müsse die Entschei-

dung der Gerichte a
bwarten,

hieß es amMontag vonWirt-

schaftsbund-Direkto
r Ulf

Schneller: „Sollte es
zu einer

Verurteilung kommen, wer-

den wir entsprechende

Schritte setzen. Eins ist klar,

für Wahlbetrug haben wir

kein Verständnis“. Sind auch

Kandidaten des roten Wirt-

schaftsverbands unter den

Beschuldigten? „Nein, mei-

nes Wissens nicht“,

sagte FWV-Präsident Gerald

Schwentenwein
auf

KURIER-Nachfrage.

Die Agenturchefin aus

dem Südburgenland war

nicht erreichbar, der

Beschuldigte aus dem Nor-

den sagte, man sei angehal-

ten worden, an die Presse-

stelle der Kammer zu ver-

weisen. Nachsatz: „E
s war ja

nicht meine Wahl, sondern

die derWirtschaftskammer“.

Dort will man ein laufendes

Verfahren nicht kommen-

tieren. THOMAS OROVITS

Gestohlene Ortstafe
l wurde ersetzt

Hornstein. Vor knapp einem

Monat sorgten mehrere ge-

stohlene Ortstafeln
in der Ge-

meinde Hornstein (Bezirk

Eisenstadt-Umgebung) sowie

in den nicht weit entfernte
n

Ortschaften Pottendorf und

Tattendorf (Bezirk Baden,

NÖ) für Aufsehen. D
ie Vorfäl-

le wurden auch bei der Poli-

zei angezeigt, der KURIER

hat berichtet. In Hornstein ist

die entwendete Ortstafel in

der Seesieldung zwar noch

nicht aufgetaucht, si
e ist mitt-

lerweile aber durch
eine neue

ersetzt worden.
„Die gestohlene Ortstafel

war nur einsprachig, ersetzt

wurde diese nun durch eine

neue, zweisprachige Ortsta-

fel. Die Volksgruppe der Bur-

genlandkroaten gehört zu

unserer Gemeinde dazu, des

halb ist es für mich auch

selbstverständlich,
dass wir

das auch auf unseren Ortsta-

feln repräsentieren“, erklärt

Hornsteins Bürgermeister

ChristophWolf (ÖVP).

Vor zehn Jahren habe es

einen ähnlichen Fall in der

Gemeinde gegeben, sagt

Wolf. Auch damals war eine

Ortstafel aus der Halterung

gerissen worden. Die Täter

konnten nicht gefasst wer-

den. Einen Hinweis auf den

oder die Täter gibt e
s auch im

aktuellen Fall nicht, hieß es

amMontag dazu von der P
oli-

zei. Die Erhebungen seien

aber im Laufen. C. KOGLBAUER

Corona-Haushalt. Die
FPÖ hat

amMontag den Landesvo
ran-

schlag für 2021 kritisiert. Es

würden „Schulden ohne En-

de gemacht“, kommentierte

der neue Landesparteiob-

mann Alexander Petschnig

die Budgetrede des früheren

Regierungspartners
Landes-

hauptmann Hans Peter Dos-

kozil (SPÖ). Eine Zustim-

mung der FPÖ zum Budget

der Alleinregierung, das im

Dezember im Landtag be-

schlossen werden soll, sei

deshalb nichtmöglich.

Nach Jahren des ausgegli-

chenen Landeshaushalts

sieht der Voranschlag fürs

kommende Jahr eine Neuv
er-

schuldung von 118 Millionen

Euro vor, bei Gesamtausga-

ben von 1,39Milliarden Euro.

Heuer sind es 83,3 Millionen

Euro, die einen Nachtragsvor-

anschlag notwendig machen.

FPÖ zerpflückt Budg
et

des früheren Partne
rs

Die FPÖ sieht auch den Nach-

tragsvoranschlag kritisch, zu-

mal die Aufwendungen für

die Corona-Krise led
iglich bei

26Millionen Euro lägen.

Bei der Neuverschu
ldung

von 118 Millionen Euro sei

außerdem das geplante Ge-

meindepaket von rund 30

Millionen Euro noch nicht be-

rücksichtigt. Diese werde so-

mit noch höher ausfallen, be-

tonte Petschnig. Der Land
es-

parteiobmann kritisierte

auch, dass im Budget mit

einem Abebben der Corona-

Krise ab dem zweiten Quartal

2021 gerechnet werde. „Das

Prinzip Hoffnung ist für uns

keine seriöse Budget-Politik“,

so der FPÖ-Chef. Aus seiner

Sicht könne das kein grünes

Licht dafür sein, „dass der

Landeshauptmann jetzt das

Geld mit beiden Händen

beim Fenster hinauswirft“.

Viele Verdienste.
Ferdinand

Grandits, langjähriger Bür-

germeister von Stinatz, Land-

tagsabgeordneter un
d dritter

Landtagspräsident
in Ruhe,

ist am 13. November im

89. Lebensjahr verst
orben.

Grandits, 1932 in einfa-

chen Verhältnissen geboren,

wuchs mit burgenlandkroati-

scher Muttersprache auf und

wurde im Alter von 8 Jahren

Vollwaise. Nach seinem SPÖ-

Beitritt 1955 war er von 1960

bis 1985 Ortsparteivorsitzen-

der in Stinatz und von 1979

bis 1992 Bezirksparteivorsit-

zender der SPÖ im Bezirk

Güssing. 1967 wurde er in

den Stinatzer Gemeinderat

gewählt und übernahm noch

im selben Jahr die Funktion

des Vizebürgermeisters. Von

1970 bis 1987 war er Bürger-

meister.
In seiner Amtszeit wurden

zahlreiche Projekte im Ort

umgesetzt, so etwa der Neu-

bau der Volksschule, des

Ex-Landtagspräsiden
t Grandits

im 89. Lebensjahr ve
rstorben

Kindergartens und des

Gemeindehauses. Von 1977

bis 1991war FerdinandGran-

dits auch Abgeordneter zum

burgenländischen
Landtag

und von 1982 bis 19
91 dritter

Präsident des Landtages. Er

habe sich um Stinatz, die Par-

tei und das Land verdient

gemacht, dankt man ihm sei-

tens der SPÖ.
Grandits wurde am Mon-

tag im Kreise seiner großen

Familie auf dem Stinatzer

Ortsfriedhof zur letzten

Ruhestätte begleitet
.

Naturpark.

Streuobstwiesensindein

typischerLebensrau
mim

NaturparkRaab.Mehrals

5.000Tier-undPfla
nzen-

artenkannmanhiervor-

finden.VorKurzem
wur-

denbeider
Naturparkvolksschu

le

St.MartinanderRaab

83Streuobstbäumean

BesitzervonKleingä
rten

undStreuobstwiesen im

Naturparkgebiet sow
ie

anöffentlicheEinric
htun-

genvergeben.DasH
otel

„DasEisenberg“ fina
n-

ziertedieBäumeineiner

AktionmitdemNatur-

parkunddemPlanungs-

büroOikosGleisdor
f.Eine

weiterePflanzaktion
ist

fürdaskommendeFrüh-

jahrgeplant.

Ferdinand Grandits
verstarb

im 89. Lebensjahr

Volksschüler

verteilten
Bäume für
Streuobstwiese

ÖVP-Ortschef

Wolf ließ
nach dem
Diebstahl
gleich eine
zweisprachige

Tafel aufstel-

len

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

gehen würden. Und da-
gegen ist natürlich nur die 
böse FPÖ und deren Klu-
bobmann Herbert Kickl, 
der sich erdreistet gleich 
einen Teststopp für alle zu 
fordern, die gar keine Sym-

ptome haben.
Gegen die Ver-

schwendungssucht 
der Regierenden 
tritt die FPÖ in 
Bund und Ländern 

Zum Schluss berichtete der 
ORF-Korrespondent von „Zusam-
menstößen“ zwischen Trump-An-
hängern und -Gegnern. Dass die 
Gewalt dabei einzig von den „Black 
Live Matter“-Randalierern aus-
ging, verschwieg der Mann vor-
sichtshalber, um die Fake News 
des „Spalters“ Donald Trump auf-

FPÖ IN DEN MEDIEN

GISBÄRS TV-NOTIZ

Eine klares Beispiel für 
Meinungskauf ist die 

schwarz-grüne „Corona-Son-
derförderung“. So schaltet man 
Kritik gezielt aus.

32 Millionen Euro extra verteil-
te die schwarz-grüne Bundesregie-
rung nach dem ersten „Lockdown“ 
an Österreichs Medien. Eine sehr 
effektive Investion der Koalition, 
denn seither agieren die Medien als 
Echokammer. Selbst bei den um-
strittensten Eingriffen in die Grund- 
und Freiheitsrechte der Österreicher 
wird die von der Bundesregierung 
reklamierte „Alternativlosigkeit“ 
bedingungslos akzeptiert.

Bedingungslose Kanzlertreue
Die „KronenZeitung“ etwa, mit 

2,72 Millionen Euro größter Nutz-
nießer des „Corona-Segens“, hat 
die Durchhalteparolen des Kanz-

lers bei ihrer letzten Kampagne 
„Du entscheidest“ übernommen: 
„Je konsequenter wir jetzt durch-
halten, Abstand halten, daheimb-
leiben und Verantwortung über-
nehmen, um so zuversichtlicher 
können wir Österreicherinnen und 
Österreicher sein, die Krise mög-
lichst bald überstanden zu haben.“

Die mit 1,8 Millionen bedachten 
Konkurrenten „Heute“ und „Ös-
terreich“ stehen dem Marktführer 

Corona: Die mediale Echokammer 
der Bundesregierung
Die 32 Millionen Euro Corona-Sondermedienförderung wirkt

in ihrer unerschütterlichen Treue 
zum Kanzler und seiner „Kriegs-
rechts-Regierung“ um nichts nach.

Im Dienste des Förderungsherrn 
wird dann hemmungslos auf die 
auf Kollegen, die sich ihre kriti-
sche Meinung nicht abkaufen ha-
ben lassen, als „Corona-Leugner“ 
hingedroschen. Lieblingsfeind ist 
natürlich „Servus TV“: Der Sender 
der „Wutbürger“, die sich den Lu-
xus einer eigenen Meinung leisten.

Die „Krone“ und Du – und natürlich der Bundeskanzler.
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Vielleicht hilft Latein
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Die Theater sind zu, die Opern-
häuser sind zu, auch die Museen 
sind zu, letztere vermutlich wegen 
der dort üblichen Drängereien, also 
kann’s nicht schaden, sich den Be-
griff „Kultur“ einmal näher anzu-
schauen.

Vorerst sollte man dabei an die 
Herkunft des Wortes denken. Es 
kommt aus dem Lateinischen, wo 
„cultura“ so viel wie Pflege und 
Bearbeitung bedeutete, im weite-
ren Sinn auch Ackerbau.

Da sind vorwiegend die positiven 
Aspekte dieses Begriffs gemeint. 
Und wenn man „Zivilisation“ als 
etwas Positives ansieht, wäre Kul-
tur beinahe auch mit diesem Voka-
bel zu übersetzen. Was wiederum 
aber ist das?

Kultur und ihr Plural 
Kunst, Theater, Literatur, Musik, 

Film – damit ist der Begriff nicht 
abgedeckt. Es kommen noch im 
engeren Sinn Bräuche dazu, die 
jeweilige Geschichte kommt dazu, 
die ein Zusammengehörigkeits-
gefühl vermittelt (was in diesen 
Tagen leider viel zu sehr vernach-
lässigt wird, weil dabei ja auch 

Nicht-Zugehörigkeit zum Aus-
druck kommt), die regionale Ar-
chitektur, die Kleidung, die Küche 
etwa, die Religion (auch hier: siehe 
oben).

Ohne polemisch werden zu wol-
len, ist schon in dieser kurzen Er-
läuterung einiges zu erkennen, das 
dazu beiträgt, das Leben schön zu 
gestalten, im schlimmsten Fall 
erträglich zu machen. Und zwar 
nicht nur bei den „höheren Schich-
ten“, was zum Wort Hochkultur 
führen würde, sondern insgesamt 
zu einem Bild einer bestimmten 
Bevölkerung. Wäre der Zugang zu 
all dem verschlossen, könnte das 
problematisch sein.

Alexander Steinbrecher hat das 
Lied geschrieben: „Wann i nimmer 
singen kann, lass i mi begrabn.“ Er 
hat damit kurz und scheinbar über-
trieben angedeutet, was es für viele 
bedeuten kann, wenn der Zugang 
zur Kultur unterbleibt bzw. unter-
sagt wird.

Abweichende Kultur 
Kommt man dadurch eventuell 

zur „Subkultur“, heißt das aber nicht 
„Unkultur“. Diese Übersetzung 

brächte oder bringt mit sich, dass 
sich die Angehörigen einer Subkul-
tur gegen die herrschende Kultur 
wenden, was ausgesprochen kontra-
produktiv wäre. Dass sich die Ange-
hörigen einer Subkultur durch Klei-
dung, Sprache, besondere Abarten 
von Musik und Religion etc. unter-
scheiden, ist eine gängige Ansicht. 
Die Drogenszene ist dafür ein gutes 
Beispiel, und dass es sich dabei um 
eine Gegenkultur handelt, ist klar.

Gerade in der Kunst ist Subkul-
tur leicht anzutreffen. So mancher 

Künstler gefällt sich darin, ver-
rückte Kleidung zu tragen, irrwitzi-
ge Theorien zu vertreten und unan-
gepasste Werke hervorzubringen.

Man sieht, dass „Kultur“ ein 
weites Feld ist, und selbst die wis-
senschaftlichste Erklärung des Be-
griffs umfasst kaum alle Bereiche. 

Fürs erste grenzt man aber mit 
Bestimmtheit alles aus dem Voka-
bel aus, was Natur ist. Womit sich 
der Mensch ja ohnehin auf ein ge-
fährliches Abenteuer eingelassen 
hat.                           Herbert Pirker

Am Freitag, den 20. November 2020 
gibt es eine neue Chance, österreichi-
sche Glücksspiel-Geschichte zu schrei-
ben: Es geht wieder einmal um einen 
Superpot bei EuroMillionen, und das 
heißt, dass im Gewinntopf für „5 plus 2 
Richtige“ garantierte 130 Millionen Euro 
liegen. Es hat in Österreich noch nie ei-
nen Glücksspiel-Gewinn im dreistelligen 
Millionenbereich gegeben. Der rot-weiß-
rote Rekord liegt bei 55,6 Millionen Euro 
und stammt aus dem Jahr 2008.
Um diesen Erfolg auch landen zu kön-
nen, muss aber erst mal die diesjährige 
spanische Phalanx gebrochen werden. 
Alle drei bisherigen Superpots des 
Jahres wurden in Spanien gewonnen. 
Zweimal auf Anhieb, was je 130 Millionen Euro brachte, einmal im „zweiten Versuch“ eine Runde nach dem 
Superpot, was mehr als 144 Millionen Euro Gewinn bedeutete.
Wer jetzt nicht unbedingt auf Rekordjagd ist, sich grundsätzlich auch mit einem Teil der 130 Millionen Euro 
zufrieden gäbe und gleichzeitig seine Gewinnchancen erhöhen möchte, kann mit dem EuroMillionen Anteils-
schein für wenig Geld Anteile an einer Vielzahl an Tipps erwerben. Und ist dann eben mit diesen Anteilen an 
einem etwaigen Gewinn beteiligt. Infos zum Anteilsschein gibt es in allen Annahmestellen sowie im Internet 
unter win2day.at. Annahmeschluss für den Superpot ist am Freitag, um 18.30 Uhr.

Anzeige

130 Millionen Euro am 20. November im Superpot
Rot-weiß-rotes Solo wäre erster dreistelliger Millionengewinn in Österreich

NO TIME TO DIE kommt im nächsten Jahr in die österrei-
chischen Kinos und ist bereits der 25. JAMES BOND Film. 
Gleichzeitig ist es aber der erste Streifen, der für ein Rub-
bellos der Österreichischen Lotterien Pate steht. Seit kurzem 
ist es in allen Annahmestellen zum Preis von 5 Euro pro Los 
erhältlich.

Pro Los gibt es drei unterschiedliche Spiele, und man kann 
pro Los auch bis zu dreimal gewinnen. Der Hauptgewinn 
beträgt 150.000 Euro. Darüber hinaus wartet diese Serie, 
die aus 1 Million Losen besteht, noch mit mehr als 330.000 
weiteren Gewinnen von 5 Euro bis 1.000 Euro auf. Damit be-
trägt die Ausschüttungsquote 61 Prozent und die Chance auf 
einen Gewinn 1:3.

007 Rubbellos
Action ist angesagt:

Bis zu 150.000 Euro mit dem neuen
JAMES BOND 007™ Rubbellos gewinnen
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FPÖ hilft gestrandetem 
Zirkus mit Tierfutter

„Könnt ihr da bitte auch helfen“, 
lautete der Anruf von Frau Andrea 
Steingreß im Büro der FPÖ Ried. 
Durch diese Privatinitiative wurde 
die FPÖ auf den gestrandeten Zirkus 
Kaiser aufmerksam. „70 Tiere gibt 
es zu versorgen und zu verköstigen. 
Zirkusdirektor Alex Kaiser ist über 
jede Hilfeleistung dankbar“, betonte 

FPÖ Geschäftsführer Erhard Wein-
zinger, der Kontakt mit dem Zirkus 
aufnahm. Vergangene Woche wurde 
die erste Lieferung an Grasfutterbäl-
len übergeben. Bundesrat Thomas 
Dim, Stadträtin Angelika Podgor-
schek und Andrea Steingreß erkun-
digten sich im Ort (im Bild v.r.) und 
sagten weitere Hilfe zu.
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Alle Kultur ist sowieso nicht weggesperrt
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„Die Freiheit, die wir meinen!“ ist der Titel der neuen 

Youtube-Serie des Freiheitlichen Bildungsinstituts. Es 

geht dabei um die Geschichte des nationalliberalen  

Lagers und der FPÖ – von der bürgerlichen Revolution 

im Jahr 1848 bis heute. Ab sofort ist die mehrteilige 

Serie auf dem Youtube-Kanal des Freiheitlichen  

Bildungsinstituts anzusehen. 

Anhand von zeitgenössischen Bildern aus den jeweili-

gen Epochen und originalem Film- und Videomaterial 

wird Geschichte authentisch erlebbar. Sie ist spannend 

und leicht verständlich aufbereitet und wird von  

der jungen Generation hinterfragt. Sehen Sie die  

kurzen Videos über die Geschichte der FPÖ hier an:  

        www.youtube.com/c/freiheitlichesbildungsinstitut

Politische Bildung aktuell
Partei Parlament Publikationen Seminare Veranstaltungen4

DIE FREIHEIT, DIE WIR MEINEN!
Eine Doku-Serie über die Geschichte des nationalliberalen Lagers und der FPÖ – neue Filmreihe

fbi-politikschule.atFBI: Im Auftrag der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit.

Inserat_NFZ_DieFreiheitDieWirMeinen.qxp_Layout 1  28.10.20  12:48  Seite 1

Klubobmann Herbert Kickl:
Bundesregierung gefährdet Österreich!

www.fpoe-parlamentsklub.at

Die schwarz-grüne Bundesregierung schürt mit kuriosen Ampelschaltungen, 
unerträglichem Maskenzwang und willkürlichen Freiheitseinschränkungen 
die Corona-Panik, statt Massenarbeitslosigkeit und Pleitewelle wirksam zu 
bekämpfen. Wir wollen:

 Österreich-Tausender zur Ankurbelung der Wirtschaft
  Regionalitätsoffensive als Hilfe für lokale Produzenten & den Handel

  Höheres Arbeitslosengeld und Österreicher zuerst am Arbeitsmarkt
  Preismonitoring und Teuerungsstopp in Corona-Zeiten
  Nein zu Überwachungsstaat, Masken- und Ampeltheater 
  Volle Entschädigung der vom Lockdown betroffenen Betriebe

Jetzt unterzeichnen!


